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(Beginn: 10:36 Uhr)

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zu unserer heutigen 
Anhörung zum Thema "Sicherung des Chemiestandorts Bayern".

Zuvor ein paar organisatorische Hinweise: Die Anhörung wird per Livestream über-
tragen. Ich bitte daher die Redner, die das Wort haben, ins Mikrofon zu sprechen – 
bitte drücken Sie den Knopf, sodass dieser rot leuchtet. Sie sind dann zu hören; 
das ist wichtig, damit auch diejenigen, die zugeschaltet sind oder die uns über den 
Livestream mitverfolgen, Sie gut verstehen können.

Getränke und Gebäck können Sie sich gern nehmen, wenn Sie irgendwann zwi-
schendrin vielleicht eine Erfrischung brauchen.

Wie schon angekündigt und mit Ihnen besprochen, würden wir so verfahren, dass 
Sie als Sachverständige jeweils fünf Minuten Redezeit bekommen, um noch ein-
mal allgemein darzustellen, was Sie vielleicht auch schon in Ihrer Stellungnahme 
an uns übermittelt haben oder was Sie hierzu noch ergänzen möchten. Ich bitte 
Sie, diese Redezeit in etwa einzuhalten, damit wir im Zeitplan bleiben. Anschlie-
ßend werden dann die Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten die Möglichkeit er-
halten, direkt Fragen dazu zu stellen – Verständnisfragen, aber vielleicht auch wei-
tergehende Fragen.

Ich werde Ihre Beiträge in der Reihenfolge des Alphabets aufrufen. Als Erster wird 
daher nun Herr Dr. Markus Born, Hauptgeschäftsführer des VCI, das Wort erhal-
ten. – Bitte schön.

SV Dr. Markus Born (VCI): Sehr geehrte Frau Vorsitzende Schuhknecht, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Zunächst einmal ganz herzlichen Dank, 
dass sich der Wirtschaftsausschuss noch einmal mit der Situation in unserer Bran-
che befasst, und vor allem dafür, dass die Anhörung über alle Fraktionen hinweg 
einstimmig befürwortet worden ist. Das ist toll.

Die Lage ist leider ernster denn je und hat sich seit der letzten Anhörung im 
Juni 2023 noch einmal verschärft. Dazu zwei Zahlen: Im Jahr 2023 ist die Produk-
tion in der Chemieindustrie in Bayern um 13 % zurückgegangen. Der Auftragsrück-
gang liegt bei etwa 20 %. 2024 gab es einen weiteren Umsatzrückgang, und für 
2025 ist auch keine Besserung in Sicht. In unserem Arbeitgeberverband müssen 
wir jetzt Sozialpläne verhandeln. Wir haben einige Unternehmen, die Kurzarbeit 
machen, manche stehen wirklich vor existenziellen Herausforderungen.

Das ist ein schlechtes Omen für die gesamte Industrie. Chemieprodukte stehen am 
Anfang sehr vieler Wertschöpfungsketten und werden für Schlüsselfunktionalitäten 
in vielen Produkten aller Branchen benötigt. Die Chemiebranche ist sozusagen als 
Herz der Industrie mit allen anderen Industriebranchen eng verwoben. Innovatio-
nen entstehen und existieren dabei meist an der Grenzfläche zur Chemie. Die 
Chemie ist im Grunde der Möglichmacher und Lösungsbringer für viele gesell-
schaftliche Probleme. Alle Branchen brauchen uns.

Das Schlimme an der Situation ist nicht, dass die konjunkturellen Impulse fehlen 
würden, die Gründe hierfür liegen eher in den Rahmenbedingungen hier bei uns in 
Bayern, und diese sind weitgehend selbstverschuldet. Andere Regionen und Län-
der, auch in der EU, wachsen durchaus. Deutschland ist allerdings in einer Rezes-
sion. In einer konjunkturellen Situation, wie wir sie jetzt haben, sieht man die struk-
turellen Probleme besonders. Der am wenigsten wettbewerbsfähige Standort 
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verliert zuerst seine Marktanteile. Deshalb braucht unser Industriestandort drin-
gend eine Kernsanierung.

Drei Punkte: Die Energie- und Stromkosten sind bei uns nicht wettbewerbsfähig. 
Zweitens: Das Regulierungsdickicht – zumeist übrigens mit Ursprung in Brüssel – 
erstickt unsere Unternehmen, und auch bei der Entwicklung der Unternehmens-
steuern sind wir im internationalen Vergleich besonders stark zurückgefallen.

Ganz kurz: Wenn wir die Strompreise inklusive der Nebenkosten nicht bald auf ein 
international wettbewerbsfähiges Niveau bekommen, werden weitere energieinten-
sive Prozesse wegbrechen und damit verbundene Folgeprozesse womöglich auch. 
Wir müssen dabei nicht naturgegebene Kostenvorteile, wie es sie in anderen Re-
gionen gibt – beispielsweise bessere Bedingungen für Photovoltaik oder Windkraft 
– ausgleichen. Diesen Ausgleich braucht es nicht. Es geht nur darum, endlich die 
hierzulande durch eine verfehlte Energiepolitik verursachten Zusatzkosten wieder 
zurückzufahren. Denn eine Dekarbonisierung durch Deindustrialisierung kann und 
darf unseres Erachtens nicht das Ziel für Deutschland sein. Das funktioniert auch 
nicht; das wäre reinstes Carbon Leakage – nein, das ist Carbon Leakage. Wir be-
obachten das nämlich gerade.

Hier gilt es dringend gegenzusteuern, um wieder ein aussichtsreiches Investitions-
klima zu schaffen und den Firmen Hoffnung zu geben. Die Energiepolitik ist dabei 
wirklich die sensibelste und wichtigste aller Schräubchen, die man hat.

Ähnlich wichtig ist: Wir müssen die Regulierungsflut endlich eindämmen. In unse-
rem Papier, in der langen Stellungnahme – ich weiß nicht, wer es alles gelesen 
hat; es ist wirklich viel geworden – haben wir viele Beispiele aufgezeigt, die tat-
sächlich meist aus Brüssel stammen. Ich möchte nur ein paar nennen:

Beispielsweise wird die kommunale Abwasserrichtlinie wahrscheinlich dazu führen, 
dass für die Versorgung wichtige Arzneimittel in wenigen Jahren fehlen werden. 
Die EU-Industrieemissionsrichtlinie, kurz IED, macht alles, was wir im Bundesim-
missionsschutzgesetz an Verbesserungen bekommen haben, im Grunde mit einem 
Schlag wieder kaputt, und sie war insgesamt wahrscheinlich unsinnig. Die CSRD 
legt Unternehmen durch übertriebene Berichtspflichten regelrecht lahm. Mit der 
REACH-Revision auf EU-Ebene werden womöglich viele wichtige Moleküle vom 
Markt verschwinden, die auch andere Branchen brauchen.

In Bayern sind wir sehr gespannt auf das Eckpunktepapier zum Wassercent. 
Würde durch den Wassercent auch die Durchlaufkühlung oder die Nutzung von 
Uferfiltrat bepreist werden, würden Kosten in Millionenhöhe für bayerische Che-
miestandorte entstehen – übrigens sind es nur für sehr wenige, und auch das ist 
problematisch.

Es scheint uns, als wäre die Ursache für die Bürokratie, nämlich die Gesetzge-
bung, bei den Gesetzgebern im Bund, vor allem aber in Europa immer noch nicht 
klar. Ich kann nur sagen: Diese Regulierungswut muss jetzt ein Ende haben. Wir 
brauchen ein Belastungsmoratorium. Wir müssen auch den Mut haben, falsche 
Entwicklungen wieder zu korrigieren, vielleicht Vorhaben auch mal wieder ganz 
einzustampfen.

Die neue Kommission hat versprochen, den Fokus wieder auf Wettbewerbsfähig-
keit zu lenken. Ich kann das bayerische Parlament nur bitten, den Druck Richtung 
Brüssel hochzuhalten, sodass man jetzt wirklich umsteuert. Wir brauchen kein Re-
framing von existierenden Vorhaben, sondern echte Änderungen. Ich kann nur aus 
eigener Erfahrung berichten: Es ist in den Generaldirektionen überhaupt nicht an-
gekommen, was hier eigentlich los ist.
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Unsere Industrie ist bereit, ihren Beitrag zur nachhaltigen Transformation zu leis-
ten. Unsere Unternehmen wollen investieren, sie wollen in Deutschland und Bay-
ern bleiben, und sie wollen auch den Klimaschutz voranbringen. Aber es muss jetzt 
etwas passieren.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herzlichen Dank. – Herr Dr. Ge-
res, bitte.

SV Dr. Roland Geres (FutureCamp): Schönen guten Morgen, sehr geehrte Frau 
Vorsitzende Schuhknecht, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich freue mich sehr, dass ich heute Gelegenheit habe, in 
diesem Ausschuss mitzuwirken, und danke Ihnen für die Einladung. Zu mir selbst: 
Ich bin geschäftsführender Gesellschafter der FutureCamp Holding, seit 2000 in 
der Praxis beim Thema Klimaschutz und insbesondere im Bereich CO2-Bepreisung 
und CO2-Märkte tätig. Wir sind eine kleine Unternehmensgruppe mit Sitz hier in 
München.

Ich möchte mich auf ein paar Punkte fokussieren, die eher aus dem Bereich Klima-
schutz und Klimapolitik kommen – also nicht die gesamte Breite der Punkte, die 
Herr Born schon angesprochen hat. Das ist abgeleitet aus unseren Arbeiten seit 
vielen Jahren mit der Chemieindustrie zu Themen rund um Dekarbonisierung, aber 
auch mit dem Verband auf Bundesebene, dem VCI, oder auch dem Prozess "Che-
mistry4Climate". In bestimmten Feldern arbeiten wir auch mit dem BMWK zusam-
men.

Es ist eben von Herrn Born schon angesprochen worden: Wichtige und wesentli-
che Rahmenbedingungen für die Chemie – aber nicht nur für die Chemie – kom-
men ohne Zweifel sehr stark von der Ebene der Europäischen Union. Ich möchte 
ein paar Beispiele nennen und mich dabei auf die Punkte fokussieren, die zu Kos-
ten sowie zu wettbewerbsrelevanten Effekten führen – auch im internationalen 
Wettbewerb, nicht nur im innereuropäischen. Wir haben schon seit dem Jahr 2005 
den europäischen Emissionshandel, der, wie viele hier im Raum wissen, seit 2013 
für die Stromerzeugung auf die Vollauktion umgestellt wurde. Das heißt, CO2-Kos-
ten kommen in vollem Umfang beim Strompreis an, was zumindest für Teile der 
Chemie, die stromintensiv sind, sehr relevant ist. Wir haben die kostenlosen Zutei-
lungen für die Industrie – noch; diese schmelzen aber sehr schnell ab, und sie wer-
den ergänzt durch ein anderes Instrument.

Mit der Umsetzung des Green Deal und dem heute bestehenden Recht endet auch 
die Verfügbarkeit von Emissionsrechten für die gesamte Energiewirtschaft und In-
dustrie in der EU im Jahr 2039. Entsprechend hoch ist der Druck, hier zu Emissi-
onsreduzierungen zu kommen. Das ist sehr fordernd, auch und gerade im interna-
tionalen Vergleich, insbesondere mit China oder auch den USA.

Ab dem Jahr 2027, vielleicht etwas später, wird es noch einen zweiten euro-
päischen Emissionshandel geben, weitestgehend nach dem Muster des bereits be-
stehenden nationalen Emissionshandels in Deutschland. – Langer Rede kurzer 
Sinn: Das wird stark geprägt von der EU-Ebene, mit auch begrenzten Möglichkei-
ten auf nationaler und regionaler Ebene, damit umzugehen.

Das sieht etwas anders aus, wenn es um die andere Seite geht. Wir haben bei-
spielsweise Auktionserlöse als Effekte, und es gibt auch im europäischen Beihilfe-
recht Möglichkeiten, Investitionen im Bereich Klimaschutz bevorzugt zu behandeln. 
Für Deutschland – das hatte ich eben schon gesagt – ist der Umsetzungsspiel-
raum zumindest im Emissionshandel sehr begrenzt. Das gilt auch für andere Ver-
pflichtungen. Ich neige schon dazu, zu sagen – da bin ich voll bei Ihnen –: Dort, wo 
europäisches Recht etwas vorgibt, sollte man zumindest nicht noch was draufsat-
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teln auf nationaler Ebene – auf gar keinen Fall. Es gibt tatsächlich auch Bedarf auf 
europäischer Ebene, Dinge zu verschlanken.

Es gibt natürlich auch für die Chemie relevante Handlungsmöglichkeiten, die in 
Deutschland zum Teil über Beihilfen verfolgt werden. Ein Beispiel sind die Klima-
schutzverträge oder auch die ersten bereits durchgeführten Auktionen zur Be-
schaffung von Wasserstoff auf Bundesebene. Ganz wesentlich ist aber die Schaf-
fung von Infrastrukturen. Das ist natürlich ein Punkt sowohl für das Thema Strom, 
für das Thema Wasserstoff als auch – in der Zukunft, in der nächsten Dekade – für 
den Transport von abgeschiedenem CO2. Dafür brauchen wir Infrastrukturen, und 
da ist natürlich auch die Ebene der Länder und der Regionen gefordert, mitzuwir-
ken. Das ist völlig klar.

Eine Transformation der Chemieindustrie in Richtung Klimaneutralität ist durchaus 
möglich; allerdings braucht das sehr viel Zeit, wahrscheinlich mehr Zeit, als man 
gemeinhin annimmt und unterstellt bei der Regulierung. Dies wird ohne entspre-
chende finanzielle Unterstützung und vor allem Bereitstellung von Infrastrukturen 
nicht gehen. – Damit möchte ich es zunächst bewenden lassen. Vielleicht kann ich 
es nachher bei den Fragen noch etwas vertiefen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. – Herr Dr. Hart-
mann, bitte.

SV Dr. Sven Hartmann (Alzchem Group): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. – Schö-
nen guten Morgen an alle! Wir freuen uns sehr, dass wir heute die Gelegenheit 
haben, als etwas kleinere AlzChem Trostberg ein bisschen zu unserer Situation 
und unseren Einschätzungen zu berichten.

Vorweg zwei oder drei Sätze zur Firma AlzChem als solcher. Das ist wahrschein-
lich nicht jedem ein Begriff; die Älteren unter uns kennen vielleicht die SKW Trost-
berg als Vorläuferunternehmen, aus dem wir nach Fusionen und Ausgliederungen 
vor etwa zehn Jahren hervorgegangen sind. Wir haben vier Standorte im Chiem-
gau. Unser Hauptsitz ist in Trostberg an der Alz; das ist sozusagen die Südspitze 
des Chemiedreiecks. Dann gibt es noch einen kleinen Standort in Schweden, der 
aber nur ein Basisprodukt herstellt. Wir haben etwa 1.700 Mitarbeiter, davon 
130 Auszubildende, und wir hatten im letzten Jahr einen Umsatz von einer guten 
halben Milliarde Euro und glücklicherweise auch einen Gewinn von 80 Millionen 
Euro.

Was ganz wichtig ist zu wissen: Die AlzChem ist der europaweit letzte Produzent 
der sogenannten Karbidchemie. Wir stellen verschiedene Spezialchemikalien der 
sogenannten NCN-Chemie, also Stickstoff-Kohlenstoff-Stickstoff-Verbindungen, 
her. Das gibt es in der westlichen Welt nur noch bei uns – oder eben bei Unterneh-
men in China.

Viele unserer Produkte gehen an den Endanwender, beispielsweise in der Land-
wirtschaft; es sind aber auch Industrieprodukte, die beispielsweise in den Ernäh-
rungsbereich oder in die Pharmaindustrie gehen, in den Automobilsektor, und nicht 
zuletzt auch in die Rüstungs- und Verteidigungsindustrie.

Trotz der allgemein schwierigen Lage in der Chemieindustrie, die wir natürlich auch 
spüren, weil viele unserer Kunden ihre Bestellungen entsprechend zurückgefahren 
haben, investieren wir jetzt und in den nächsten Jahren so viel wie nie zuvor in der 
Geschichte, was eben daran liegt, dass wir dankenswerterweise noch zwei, drei 
Produkte haben, die von der Krise bislang nicht erfasst sind. Insofern ist bei uns 
derzeit einiges geboten.
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Das bringt mich nun zu den aktuellen Herausforderungen, die wir in letzter Zeit in 
Bezug auf die Standortfragen mitbekommen haben. Zum einen geht es dabei – 
Herr Born hat es schon angesprochen – um das Thema Energiepreise; das ist na-
türlich auch für uns ein wichtiges Thema. Unser Grundprodukt, das Karbid, stellen 
wir aus Kohle und Brandkalk und mit viel elektrischem Strom her. Insofern haben 
wir da einen hohen Energieverbrauch und entsprechende Herausforderungen. Na-
türlich belasteten uns die hohen Strompreise schon in der Vergangenheit, ebenso 
wie die Frage der Verfügbarkeit von wettbewerbsfähigem Strom bzw. Strom zu 
wettbewerbsfähigen Preisen. Das ist für uns eine essenzielle Grundlage für erfol-
greiches Wirtschaften.

Durch die vielen Ausbauaktivitäten haben wir in letzter Zeit sehr viele Erfahrungen 
mit dem Thema Genehmigungsverfahren gemacht. Grundsätzlich haben wir einen 
guten Austausch mit den Landratsämtern. Wir sind über drei Landratsämter ver-
teilt. Aber wir merken natürlich, dass der Aufwand bei uns, aber auch bei den Be-
hörden in den letzten Jahren deutlich zugenommen hat. Die Informationspflichten 
sind durch die Decke geschossen, und das was, man an Zeit, Personal und hohen 
Gutachterkosten sowie an Dokumentationsaufwand aufbringen muss, ist schon 
sehr erheblich. Beispielsweise durften wir die Einleitgenehmigung für unser Kühl-
wasser, für die zentrale Abwasseraufbereitungsanlage, verlängern. Das hat über 
drei Jahre gedauert und 1,5 Millionen Euro gekostet – und das, obwohl sich eigent-
lich gar nichts Grundlegendes geändert hatte.

Natürlich spüren wir auch die immer wieder verschärften Grenzwerte in allen Berei-
chen, ebenso wie sich widersprechende Zielsetzungen zwischen Klimaschutz und 
Emissionsschutz. Da passt vieles nicht zusammen, und der dadurch verursachte 
Aufwand ist erheblich, sowohl bezüglich der Anlagekosten als auch der Genehmi-
gungsverfahren.

Ein wachsendes Problem ist auch die Verfügbarkeit von entsprechenden Fachkräf-
ten, um die Produktion sicherzustellen. Zudem spüren wir in Genehmigungsverfah-
ren auf produktbezogener Ebene – das ist ebenfalls schon angeklungen – die stän-
dig drastischer und stringenter werdende Regulierung auf europäischer Ebene, 
Stichworte Green Deal und Chemikalienstrategie. Wir sehen, dass Europa – wir 
sind natürlich global aktiv mit unseren Produkten – sich da zwar als Vorbild, als 
Leitwolf, sieht, aber global gesehen häufig doch als Einzelgänger allein auf weiter 
Flur unterwegs ist.

Zunehmend sehen wir auch die Abkehr vom eigentlich bewährten Risikobewer-
tungsansatz bei Chemikalien und die in vielen Fällen realitätsfernen Beurteilungs-
grundlagen, die es sehr schwer machen, mit bewährten Produkten auch hier in Eu-
ropa am Markt aktiv zu bleiben. Da werden ständig neue Kriterien eingeführt, die 
oft international nicht harmonisiert und abgestimmt sind und die auch wissen-
schaftlich manchmal durchaus fragwürdig sind. Zudem gibt es von EU-Seite häufig 
gar keine Vorgaben dazu, wie man die Bewertung denn durchführen soll. Da 
haben wir in letzter Zeit einige negative Erfahrungen gemacht.

Damit verbunden sind ständig steigende Kosten für die Bewertungs- und Zulas-
sungsverfahren. Wir merken auch, dass die Kapazitäten, also die Labors, die man 
dafür braucht, bei Weitem nicht ausreichend sind, vor allem, weil die Kriterien 
immer zahlreicher werden. Das ist tatsächlich ein Flaschenhals, dem man sich in 
der Praxis gegenübersieht.

Ich sagte es schon: Wir sind der einzige Hersteller unserer Produkte außerhalb 
Chinas, und entsprechend stehen wir auf den globalen Märkten in direkter Konkur-
renz zu chinesischen Herstellern. Da sehen wir durchaus, dass diese mit erhebli-
chen Vorteilen agieren können, sowohl, was die Produktionskosten angeht, als 
auch, was die Regulierungsvorteile betrifft, sodass wir da doch erhebliche Nachtei-
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le haben. Glücklicherweise können wir in manchen Bereichen durch höhere Quali-
tät – da gibt es immer noch das bewährte "Made in Germany" – punkten. Aber das 
gilt natürlich nur bis zu einem gewissen Bereichsunterschied, und danach ist ir-
gendwann nichts mehr zu holen.

Ein kleiner Ausblick: Die AlzChem hat im letzten Jahr als eines der ersten Unter-
nehmen in diesem Bereich einen Klimafahrplan beschlossen, in dem wir festgelegt 
haben, dass wir bis zum Jahr 2030 75 % unserer Treibhausgasemissionen vermei-
den und bis 2033 auf Zero kommen wollen. – Wenn es dazu Fragen gibt, kann ich 
dies vielleicht nachher noch näher ausführen. – Das ist auf jeden Fall ein sehr am-
bitionierter Punkt, und das lässt sich natürlich nur umsetzen, wenn man als Unter-
nehmen die notwendige finanzielle Stärke hat, um solche Projekte insgesamt 
durchzuführen.

Last but not least zum Thema Wassercent – dies wurde schon angesprochen. Ein 
kleines Beispiel von uns als AlzChem: Wir entnehmen Grundwasser zur Kühlung 
unserer Standorte aus eigenen Grundwasserbrunnen, die in der Nähe der Alz lie-
gen und die aus dem Alz-Wasserkörper gespeist werden. Im letzten Jahr waren 
dies etwa 28 Millionen Kubikmeter. Wir haben da schon einiges gemacht und sind 
dabei, den Verbrauch weiter zu reduzieren; wir haben in den letzten Jahren bereits 
20 % eingespart. Wenn man das einmal hochrechnet auf die zur Diskussion ste-
hende Summe, dann wären das bei uns 2,5 bis 3 Millionen Euro pro Jahr. Das ist 
mit Blick auf unseren Umsatz keine zu vernachlässigende Größe. Insofern hoffen 
wir natürlich schon, dass die Verwendung von oberflächennahem Grundwasser 
dabei reduziert oder bevorzugt behandelt wird. Ansonsten wäre das ein weiterer 
Faktor, der uns in unserer Wettbewerbsfähigkeit deutlich einschränken würde.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Der nächste Redner ist Herr 
Dr. Langhammer.

SV Dr. Bernhard Langhammer (ChemDelta Bavaria): Sehr geehrte Frau Schuh-
knecht, sehr geehrte Frau Schreyer, meine Damen und Herren Abgeordnete! Vie-
len Dank, dass ich heute als Sprecher der Initiative ChemDelta Bavaria hier zu 
Ihnen sprechen kann. Ich selbst bin auch Chemiker, war 16 Jahre Leiter des Che-
mieparks Gendorf, und ich war auch mal Leiter der von Herrn Dr. Hartmann er-
wähnten Karbidproduktion bei der AlzChem.

Das bringt mich zum ersten Punkt: Deutschland, Bayern sind im Prinzip rohstoffar-
me Länder. Die wesentliche Basis für unseren Wohlstand bleibt auch in Zukunft 
Energie und Wissen. Wir können es uns als Industrienation deswegen nicht länger 
erlauben, Energiepreise zu haben, die weitaus höher sind als an allen anderen 
Wettbewerbsstandorten. Die Folgen sehen wir ganz konkret, insbesondere in der 
energieintensiven Industrie: Im bayerischen Chemiedreieck sind die Produktions-
mengen und damit auch die Transportmengen der Mitgliedsfirmen – also unsere 
Initiative – seit 2017 kontinuierlich am Sinken. Die Transportmengen sind ganz 
konkret von 8,6 Millionen Tonnen im Jahr 2017 auf rund 6,3 Millionen Tonnen in 
diesem Jahr gesunken. Das sind Mengen, die sind nicht verschwunden, sondern 
die werden woanders produziert und werden unter diesen Rahmenbedingungen 
auch nicht mehr zurückkommen.

Für den Erhalt der wirtschaftlichen Basis, insbesondere aber auch für die von uns 
ja unterstützte und gewollte Transformation zur Klimaneutralität braucht es erhebli-
che Investitionen, vor allem privatwirtschaftliche Investitionen. Bei den Investitions-
entscheidungen stehen die Standorte im internationalen Wettbewerb. Energieprei-
se und Energieverfügbarkeit sind hierfür einer der ausschlaggebenden Faktoren.
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Was heißt das für unsere regionale Energie-Infrastruktur? In der Chemieindustrie 
gibt es einen immer höheren Bedarf an – klimaneutral erzeugter – Energie: also 
mehr Strom oder Wasserstoff. Für das Chemiedreieck wird sich der Strombedarf 
gegenüber heute bis zum Jahr 2040 voraussichtlich verdoppeln. Wir reden hier von 
einer Größenordnung von 10 Terawattstunden im Jahr. Und das setzt voraus, dass 
wir ungefähr 5 TWh an Wasserstoff zur Verfügung haben, der natürlich auch vom 
Preis her wettbewerbsfähig sein muss.

Dieser Energiebedarf kann nur von außen her und niemals regional gedeckt wer-
den. Deswegen müssen die Netzkapazitäten dafür zügig und schnellstmöglich ge-
schaffen werden. Die Politik hat das, glaube ich, auch verstanden; das haben wir 
jetzt in allen Gesprächen gemerkt. Wir haben Konzepte, wir sind in Planungspha-
sen für die entsprechenden Leitungen. Da spreche ich beispielsweise von der 380-
kV-Energiewende-Leitung ChemDelta, die jetzt neu in den Bundesnetzentwick-
lungsplan kommen soll, aber es geht auch um das Thema Wasserstoff, Stichwort 
HyPipe Bavaria. Diese Projekte müssen jetzt konsequent und zügig entschieden 
und umgesetzt werden.

Sie werden nun vielleicht sagen: Das ist ja alles beim Bund oder woanders. – Nein 
– dieser Hinweis ist mir wichtig –, wir haben auch hier regionale Themen, beispiels-
weise die Hindernisse – ich sage mal: die selbstgeschaffenen Hindernisse – bei 
Bürokratie oder Gesetzgebung; Stichworte sind hier PFOA-Belastung oder Bann-
waldproblematik. Die Dinge brauchen eine Lösung, sonst kann sich diese Region 
nicht in der Geschwindigkeit entwickeln, wie es nötig ist. Sie müssen bedenken: 
Für diese Energieinfrastrukturfragen wird mindestens ein Jahrzehnt benötigt wer-
den; die Investoren brauchen aber bald, eigentlich bereits heute, die Sicherheit, 
dass ihre Investitionen auch mit der notwendigen Infrastruktur ausgestattet sind.

In diesem Zusammenhang: Beginnen Sie auch, konkret an das CO2-Kernnetz zu 
denken. Herr Geres hat es schon erwähnt: Das wird eine wesentliche Basis dafür 
werden, die unvermeidbaren CO2-Quellen einzubinden. Letztlich brauchen Sie 
auch für die Wasserstoffwirtschaft eine Kohlenstoffquelle, die irgendwie geordnet 
und gut zur Verfügung stehen kann – ein wesentliches Rückgrat für eine Kohlen-
stoffkreislaufwirtschaft.

Vor einigen Jahren hat das Chemiedreieck noch die Transportproblematik, also die 
schlechte Verkehrsinfrastruktur, als ihr größtes Risiko gesehen. Das hat sich jetzt 
aufgrund der Energiekosten etwas geändert. Nichtsdestotrotz, wir haben für die 
Projekte A 94, ABS 38 immer gekämpft. Sie sind auch in Umsetzung. Deswegen 
ist es mir ganz wichtig, dass, wenn jetzt die ersten Baurechte für den Bahnausbau 
kommen, Sie sowohl mit bayerischer Politik als auch mit den entsprechenden Kon-
takten zum Bund dafür sorgen, dass die Mittel freigegeben werden. Wir stehen 
wieder einmal vor einer Bundestagswahl, wir haben wieder keinen gesicherten 
Haushalt. Es müssen so zügig und schnell wie möglich die erforderlichen Haus-
haltsmittel dafür bereitgestellt werden.

Ich war schon im vergangenen Jahr hier im Ausschuss, zum Thema Fluorpolyme-
re. Auch da noch einmal ein wichtiger Hinweis für die Region: Wir werden, wie es 
aussieht, hier in wenigen Monaten eine weltweit führende Schlüsseltechnologie 
verlieren, die unabdingbar ist für Zukunftstechnologien wie Energie, Halbleiter, 
Elektronik, Medizin, Wehrtechnik. Gendorf ist der Industriestandort mit den mit Ab-
stand niedrigsten Emissionen in Europa. Das können Sie in einer aktuellen Studie 
nachlesen: Es gibt, was die Emissionen bei der Fluorpolymerproduktion angeht, 
keinen anderen Standort, der so gut ist. Schade, dass wir das verlieren!

Mein Appell: Es gibt Chancen, das Thema "Recycling der Fluorpolymere" weiter in 
dieser Region zu haben. Das brauchen wir, weil selbst die EU das PFAS-Be-
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schränkungsverfahren wahrscheinlich so ausgestalten wird, dass die Fluorpolyme-
re weiterhin in Verwendung bleiben können. Alles andere wäre eigentlich auch un-
denkbar. Nutzen Sie die Chance, und sorgen Sie dafür, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, damit diese Produktion auch in Bayern eine Zukunft hat! – Danke schön.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Als Nächster spricht Herr 
Dr. Plenk, der uns aus gesundheitlichen Gründen digital zugeschaltet ist.

SV Dr. Stefan Plenk (IGBCE): Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Auch von meiner Seite vielen Dank für die Einladung. Mein Name ist Stefan Plenk, 
ich bin Landesbezirkssekretär der IGBCE, der Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie in Bayern. Uns beschäftigt und erfüllt mit großer Sorge etwas, 
was wir im Chemiebereich in den letzten Jahrzehnten als Gewerkschaft noch nicht 
erlebt hatten: Wir haben mit Investitionsrückgängen zu tun, wir haben mit Verlage-
rungsproblematiken zu tun, wir hatten in den vergangenen zwei Jahren auch zum 
ersten Mal damit zu tun, dass wir mit Schließungen bzw. mit Sozialplanverhandlun-
gen konfrontiert sind – etwas, das wir so als Chemiegewerkschaft bislang nicht 
wirklich kennen.

Besonders große Sorgen bereitet uns in dieser Hinsicht der Chemiebereich, aber 
auch der Kunststoffbereich. Wir sehen hinsichtlich der politischen Rahmenbedin-
gungen etwas, was wir bereits vor zwei Jahren bei einem Energiegipfel in Trost-
berg gefordert haben, leider nicht erfüllt. Die industriepolitischen Rahmenbedingun-
gen lauten: Wir wollen im Endeffekt vernünftige Leitplanken für eine mittel- und 
langfristige Industriepolitik. Das hat sich leider nicht verifizieren lassen. Die allge-
meine Situation ist sogar noch unsicherer geworden. Dementsprechend sehen wir 
hier besorgniserregende Entwicklungen. Wir haben zum ersten Mal seit Jahren mit 
zurückgehenden Ausbildungszahlen zu kämpfen, und das treibt uns als Gewerk-
schaft natürlich enorm um.

Wir brauchen aus Sicht der IGBCE dringend Sofortmaßnahmen zur Stabilisierung 
der Chemie- und der Kunststoffindustrie. Dazu zählen insbesondere Strompreis-
kompensationsmaßnahmen, Energiepreiskompensationsmaßnahmen. Wir brau-
chen eine vernünftige und langfristige Wasserstoffstrategie und eine CO2-Strate-
gie. Und wir brauchen darüber hinaus keine Pauschalverbote für einzelne 
Wirkstoffe. Angesichts dieser Entwicklung sehen wir, dass dies – es wurde eben 
auch schon erwähnt – unmittelbare Auswirkungen auf unsere guten Arbeitsplätze 
in der Chemieindustrie haben würde, beispielsweise jetzt in Gendorf.

Langfristige und mittelfristige Maßnahmen wären zum einen – das könnte von 
bayerischer Seite aus getätigt werden – weitere Investitionen in die Infrastruktur, 
durchaus auch von privater und öffentlicher Hand, insbesondere, was die Energie-
infrastruktur betrifft, aber auch, was die digitale Infrastruktur betrifft. Darüber hinaus 
müssten wir im Endeffekt auch noch einmal in die Genehmigungsverfahren schau-
en, in die bürokratischen Verfahren: Ist wirklich alles getan, um Genehmigungsver-
fahren zu beschleunigen, um die Bürokratie zu entschlacken? Ist darüber hinaus 
alles getan, um Ansiedlungen in Bayern wieder möglich zu machen und das ent-
sprechend auch attraktiver zu gestalten?

Wie gesagt, im Hinblick auf unsere Energiekonferenz von vor zwei Jahren in Trost-
berg gibt es aus unserer Sicht durchaus Dinge, die noch zu erledigen wären und 
die man auch aus bayerischer Position heraus anstoßen bzw. angehen könnte.

Wir brauchen darüber hinaus eine weitere Initiative zur Bekämpfung des Fachkräf-
temangels, der uns gerade im Chemiebereich sehr stark umtreibt, und wir müssen 
dafür sorgen – das Thema Wissen ist vorhin angesprochen worden –, dass Inno-
vation und Wissen auch in Bezug auf die Basisforschung im Chemiebereich und im 

14
Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

19. WI, 05.12.2024

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5282


Pharmabereich in Bayern stärker gefördert werden müssen; die Forschung in die-
sem Bereich muss erhalten bleiben.

Insgesamt muss man sagen, dass wir so etwas eher aus anderen Industrieberei-
chen kennen. Wir als IGBCE betreuen ja verschiedene Industriebereiche. Aber 
diese beunruhigende wirtschaftliche Entwicklung, die wir jetzt vor allem in den letz-
ten drei, vier Jahren hier gesehen haben, kennen wir aus dem Chemie- und aus 
dem Pharmabereich bislang nicht. Sollte es keine weiteren Maßnahmen geben – 
Sofortmaßnahmen wie auch mittel- und langfristige Maßnahmen –, sehen wir tat-
sächlich die Gefahr, dass wir eine schleichende Deindustrialisierung haben wer-
den. Das sollte nicht in unserem Sinne sein.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich möchte nun Herrn Rosen-
berger-Süß von InfraServ das Wort geben.

SV Tilo Rosenberger-Süß (InfraServ Gendorf): Sehr geehrte Frau Vorsitzende 
Schuhknecht, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Vielen Dank auch 
von meiner Seite, dass ich Ihnen einen Einblick aus der Praxis eines Chemiepark-
betreibers geben darf. InfraServ Gendorf ist der Standortbetreiber des Chemie-
parks Gendorf. Unsere Aufgabe ist es, im Chemiepark eine Infrastruktur und In-
dustriedienstleistungen bereitzuhalten und auch weiterzuentwickeln, damit die bei 
uns angesiedelten Chemieunternehmen wettbewerbsfähig produzieren können. 
Gendorf ist damit ein hoch effizientes Chemienetzwerk mit einem starken Stoff- 
und Produktionsverbund.

Der Chemiepark Gendorf selbst ist der größte Chemiepark Bayerns. Wir haben an 
diesem Standort – noch – 4.000 Mitarbeiter und etwa 10.000 indirekt Beschäftigte 
in der Region. Er ist damit neben dem Unternehmen Wacker eine wirtschaftliche 
Säule im Landkreis Altötting und im gesamten bayerischen Chemiedreieck. Es pro-
duzieren etwa 30 Unternehmen, davon acht internationale Unternehmen, Chemie-
produkte für den Alltag und für die Zukunft.

Wie die gesamte energieintensive Industrie kämpfen auch wir in Gendorf mit 
hohen Energiepreisen, nicht erst seit heute und gestern, sondern, wie es Herr 
Dr. Langhammer auch gesagt hat, schon seit vielen Jahren. Wir verlieren Produkti-
onskapazitäten. Um dies konkret zu machen: Allein 2023 und 2022 haben wir ein 
Fünftel unserer Produktion verloren. Warum? Weil die Unternehmen nicht mehr 
wettbewerbsfähig produzieren können und entsprechend dann Anlagen zurückfah-
ren. Zugleich verspüren wir im Standort eine massive Investitionszurückhaltung. 
Außerdem sind wir mit der Tatsache konfrontiert – das haben wir heute auch schon 
gehört –, dass ein größeres Produktionsunternehmen im Chemiepark sein Werk 
nächstes Jahr schließen wird. Es handelt sich hierbei um den einzigen Fluorpoly-
merhersteller in Deutschland, der in Gendorf modernste und umweltschonendste 
Anlagen zur Herstellung von Hochleistungskunststoffen betreibt. Das betrifft 
700 Mitarbeiter; die ersten Mitarbeiterwellen werden aktuell schon sozialverträglich 
abgebaut.

Sie sehen, unsere Probleme am Standort sind wirklich groß. Leider wird unsere 
Situation weiter verschärft durch eine Überbürokratie und Regulierungswut, die un-
serer Meinung nach dem Ernst der Lage in keiner Weise mehr angemessen ist. Ich 
nenne Ihnen hierfür zwei konkrete Beispiele, die diesmal nichts mit der Euro-
päischen Union oder mit Brüssel zu tun haben. Genehmigungsverfahren: Wir 
haben gerade in diesem Jahr ein fünf Jahre andauerndes Genehmigungsverfahren 
hinter uns gebracht. Nein, wir wollten keinen neuen Chemiepark bauen oder Groß-
anlagen in Betrieb nehmen; wir haben nur die Verlängerung einer bestehenden 
Einleiterlaubnis für Abwasser und Kühlwasser beantragt – und das, obwohl wir 
kontinuierlich behördlich überwacht werden. Wir haben zahlreiche Audits, und wir 

Anhörung
19. WI, 05.12.2024

Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 15

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5282


haben ein umfangreiches Berichtswesen, das wir den Behörden ohnehin laufend 
zur Verfügung stellen.

Fünf Jahre hatten wir also einen geduldeten Zustand und eine beschränkte Erlaub-
nis, die jeweils auf sechs Monate befristet wurde. Das heißt, wir wussten in diesen 
fünf Jahren, in dieser Phase, nicht, ob wir den Betrieb des Chemieparks mit Ablauf 
der sechs Monate weiterführen durften. Fünf Jahre andauernde Genehmigungs-
verfahren bedeuten fünf Jahre Planungsunsicherheit, fünf Jahre keine Investitions-
entscheidungen am Standort, und fünf Jahre lang wird uns ein Signal gegeben – 
zumindest ist das unsere Wahrnehmung –: "Chemische Produktion wollen wir hier 
gar nicht mehr" – und das bei einem Industriestandort, der ohnehin um seine Zu-
kunft kämpft.

Ein zweites Beispiel: Konkret erleben wir aktuell lähmende Bürokratie auch beim 
Thema "Ansiedlungen von neuen Unternehmen". Als Standortbetreiber und Stand-
ortentwickler bemüht sich InfraServ Gendorf natürlich, neue Zukunftstechnologien 
und neue Zukunftsindustrien gerade im Bereich Recycling und Kreislaufwirtschaft 
nach Bayern und Gendorf zu holen. Allein von 2019 bis 2024 hatten wir hierfür sie-
ben Ansiedlungsanfragen. Grundsätzlich wären für diese Neuansiedlungen auch 
Erweiterungsflächen im Norden unseres Chemieparks möglich. Aber diese Flä-
chen sind im Besitz des Freistaats Bayern. Alle Investitionsanfragen scheiterten 
jetzt daran, dass der Verfahrensprozess, angefangen mit dem Erwerb dieser vor-
handenen, staatseigenen Grundstücke bis hin zum Baurecht, mehrere Jahre dau-
ern würde – eine Dauer, die in der heutigen Zeit kein Unternehmen mehr in Kauf 
nehmen kann und die auch auf Investoren abschreckend wirkt. Das heißt, es müs-
sen hier Wege gefunden werden, wie solche Verfahrensschritte beschleunigt wer-
den können, zum Beispiel, indem die Verfahrensvorschriften den heutigen Realitä-
ten angepasst werden.

Daher ein Appell: Wir brauchen eine Kultur des Wollens, wir brauchen eine Kultur 
des Ermöglichens, und wir brauchen eine Kultur des Gestaltens. Sie können dafür 
als Abgeordnete innerhalb Ihres Handlungsspielraums den Rechtsrahmen entspre-
chend anpassen. Sie können auch Haltungen in den Behörden und Mindsets be-
einflussen, sodass dort bestehende Gestaltungsspielräume aktiver genutzt oder 
vielleicht auch aktiv neue Gestaltungsspielräume geschaffen werden können.

Gendorf kann auch in Zukunft Chancen-Standort bleiben, aber wir brauchen einen 
bürokratischen Rahmen, der uns nicht erstickt, sondern uns unterstützt.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Steppich, bitte.

SV Dr. Daniel Steppich (SGL Carbon): Hallo in die Runde! Vielen Dank für die 
Einladung. Ich möchte mit meiner Begrüßung auch nicht die Schüler vergessen, 
die hier gerade reingekommen sind.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Da Sie die Schülerinnen und 
Schüler erwähnen: Es sind 25 Schülerinnen von der Montessori-Schule Weißen-
horn. – Schön, dass ihr da seid! Ich hoffe, ihr nehmt ein bisschen was mit. Es findet 
heute eine sehr vertiefte Debatte statt. Wer sich noch nicht so mit Chemiethemen 
befasst hat, für den ist das heute vielleicht etwas harte Kost. Aber wir freuen uns 
immer, wenn junge Leute zu uns in den Landtag kommen.

(Beifall)

SV Dr. Daniel Steppich (SGL Carbon): Noch ein privater Kommentar: Ich bin von 
meiner Ausbildung her Physiker, und noch vor zehn Jahren hätte ich nicht zu den-
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ken gewagt, dass ich in einer Chemie-Ausschussanhörung sitze und hier mitreden 
darf. Aber so geht es manchmal.

Nun zum Thema: Ich vertrete heute die SGL Carbon. Die SGL Carbon – dies kurz 
zur Einordnung – ist ein Unternehmen mit einem Umsatz in der Größenordnung 
von 1 Milliarde Euro. Es sind knapp 5.000 Mitarbeitende, und das Geschäft wird in 
vier großen Geschäftseinheiten gemacht. Ich spreche heute im Wesentlichen für 
die Geschäftseinheit Process Technology, oder, wie es früher einmal hieß, Chemi-
scher Apparatebau. Da schließt sich dann auch der Kreis zum heutigen Thema. In-
nerhalb dieser Geschäftseinheit sind wir Zulieferer für die chemische Industrie.

Herr Born hat vorhin gesagt – ich zitiere –: Chemie ist der Lösungsbringer. – Wenn 
Chemie der Lösungsbringer ist – und das unterstütze ich hundertprozentig –, dann 
sind wir Lösungsbringer für die Lösungsbringer. Das heißt, wir stellen ein breites 
Produktportfolio her auf Basis von Kohlenstoff und Graphit – im Wesentlichen. 
Kohlenstoff und Graphit. Wir kommen, weil wir ein energieintensives Unternehmen 
sind, ebenfalls in den Genuss hoher Energiepreise, um diese Produkte herzustel-
len. Allerdings haben wir im Portfolio – ich habe es vorhin schon erwähnt – ein 
breites Spektrum an Materialien, die wir für unsere Kunden einsetzen. Dazu gehö-
ren Keramiken, und dazu gehören auch Polymerwerkstoffe, insbesondere Fluorpo-
lymere.

Noch einmal: Ich freue mich, hier zu sein, um, anders als andere Kollegen in dieser 
Runde, auch der Zuliefererindustrie für die Chemieindustrie eine Plattform zu 
geben und ein paar Beispiele anzuführen.

Zu den beiden Punkten, die ich heute maßgeblich mitgebracht habe: Das ist zum 
einen das PFAS-Restriktionsverfahren; es wurde in dieser Runde schon ein-, zwei-
mal erwähnt. Daneben geht es um das Thema Taxonomie und die Auswirkungen 
auf uns oder auf andere Unternehmen. Auch dazu kann ich noch ein paar Beispie-
le bringen.

Das PFAS-Restriktionsverfahren soll nichtsdestotrotz mein Hauptthema sein. Ganz 
grundsätzlich: Wir als SGL Carbon unterstützen explizit ein Beschränkungsverfah-
ren für PFAS. – Und jetzt kommt – Sie können es sich vorstellen – das Aber: Aber 
mit Augenmaß. Das heißt im Wesentlichen: Wir unterstützen, dass nachweislich to-
xische Substanzen, nachweislich mobile, bioakkumulierbare Substanzen, die leicht 
in die Umwelt gelangen und hier negative Konsequenzen haben, reglementiert 
werden, dass man sich diese genauer anschaut und eine Lösung für das Problem 
findet.

Den aktuellen Gruppenansatz, der gewählt wurde, um diese PFAS-Substanzen zu 
reglementieren, halten wir aber für extrem schädlich. Denn – das ist hier auch 
schon angeklungen – es werden eine Vielzahl – in diesem Fall über 10.000 – an 
Einzelsubstanzen in einen Korb gepackt und identisch behandelt. Das macht kei-
nen Sinn, wenn man sich die breiten Eigenschaftsprofile dieser einzelnen Substan-
zen anschaut. Insbesondere wir, aber auch viele andere Unternehmen entlang der 
Wertschöpfungskette aus vielerlei Industrien fordern deshalb eine Herausnahme 
der Fluorpolymere aus diesen Verfahren.

Ich habe einige Beispiele mitgebracht für Lösungen, wie wir mit Fluorpolymeren 
insbesondere die Chemieindustrie unterstützen, in einem sicheren und ökonomi-
schen Produktionsprozess. Darüber können wir gern nachher noch diskutieren, 
wenn dies auf Interesse stößt und hierzu Fragen kommen. Aktuell, in diesem Kurz-
statement möchte ich nun nicht näher darauf eingehen.

Worauf ich aber eingehen will: In Vorbereitung auf das heutige Meeting habe ich 
mir einzelne Aspekte der EU-Chemikalienstrategie noch einmal genauer ange-
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schaut, die im Jahr 2020 veröffentlicht wurde, insbesondere im Hinblick auf das ak-
tuell laufende PFAS-Restriktionsverfahren. In dieser Chemikalienstrategie 2020 
wurden schon einige Aspekte, die jetzt, in diesem bestehenden Verfahren umge-
setzt werden, vorweggenommen, die wir als äußerst kritisch, wenn nicht sogar 
schädlich ansehen. Den Gruppenansatz, wie er aktuell beim PFAS-Verfahren läuft, 
habe ich schon erwähnt. Der Gruppenansatz als solcher mag tatsächlich eine funk-
tionierende Lösung sein, wenn die Gruppe an Einzelsubstanzen, die ich in einen 
Korb packe, klein und homogen genug ist, dass ich sie identisch behandeln kann. 
Wenn das nicht der Fall ist, wie beim PFAS-Restriktionsverfahren, dann macht die-
ser Ansatz das Verfahren extrem langwierig, und eigentlich ist das dann zum 
Scheitern verurteilt.

Das zusätzliche Thema "Persistenz als alleinige zu regulierende Eigenschaft" hal-
ten wir für äußerst fragwürdig, insbesondere – das wurde vorhin auch schon andis-
kutiert –, wenn der Fokus bei einer Substanz rein auf das Thema "Gefahr, Gefah-
renpotenzial" gerichtet ist und nicht auf das Thema "Sichere Handhabung dieser 
Substanzen", sprich, wenn die Balance zwischen Risiko und Gefahr nicht gegeben 
ist. Dann kommen wir nämlich in ernste Probleme.

Zusätzlich: Das Prinzip "No data, no market", das angewendet wird, verursacht 
meines Erachtens, unseres Erachtens ein Problem insbesondere für kleine und 
mittelständische Firmen, die an so riesige Verfahren, die einen extremen Aufwand 
an Ressourcen und Zeit sowie auch tiefe Kenntnisse erfordern, nicht gewöhnt sind. 
Solche Unternehmen können häufig gar nicht – wie soll ich sagen? – wissenschaft-
lich fundiert teilnehmen und werden entsprechend mehr oder weniger ausge-
schlossen aus so einem Verfahren. Also, diese Informationen fallen hinten herunter 
und können nicht betrachtet werden. – So viel zu meinem ersten Thema.

Das zweite Thema: EU-Taxonomie, also die Taxonomie als Klassifizierungssystem 
für ökologisch nachhaltiges Geschäftshandeln. Im Prinzip ist das gut gedacht, es 
bringt uns aber durchaus sehr große Probleme. Die Taxonomie stellt extreme An-
forderungen an Ressourcen im Haus, um unser breites Produktportfolio entspre-
chend bewerten zu können. Zusätzlich sind externe Zertifizierer nötig, die auch 
nicht für umsonst arbeiten. Also, Taxonomie ist mit erheblichem Aufwand, zeitlich 
und kostentechnisch, verbunden, während gleichzeitig der Nutzen für uns zumin-
dest noch nicht erkennbar ist. Aus diesem Ungleichgewicht bekommen wir aktuell 
ein großes Problem. Aber auch hierzu kann ich nachher, wenn es gewünscht ist, 
gerne einige Beispiele bringen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann möchte ich als Nächstem 
Herrn Dr. Waniczek das Wort geben. Er hat eine PowerPoint-Präsentation dabei, 
aber es sind nur wenige Folien, sodass ich hoffe, wir schaffen dies in den fünf Mi-
nuten.

SV Dipl.-Ing. Dr. Helmut Waniczek: Ich werde mich zumindest bemühen. – Sehr 
geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr ge-
ehrte Zuhörer!

(Eine Präsentation wird gestartet.)

Ich bin sehr froh, dass ich meine Erfahrungen und auch meine Sorgen hier in 
Ihrem Haus ausbreiten darf. Ich habe 40 Jahre in der chemischen Industrie gear-
beitet, in der Forschung, in der Produktion, im Marketing, und ich habe die weltwei-
te chemische Industrie dabei kennengelernt. Ich habe auch die Achtziger- und 
Neunzigerjahre mitgemacht, in denen die deutsche chemische Industrie mit vielen 
Gesetzen zum Umweltschutz überzogen wurde: Störfallverordnung, Wasserhaus-
haltsgesetz, Emissionsschutzgesetz, Chemikaliengesetz, Kreislaufwirtschaftsge-
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setz und viele weitere Gesetze und Verordnungen, die erlassen wurden. Das war 
nicht alles falsch; wir haben diese Vorschriften alle akribisch umgesetzt, und das 
hat dazu geführt, dass die deutsche chemische Industrie eine internationale Perle 
geworden ist an Profitabilität und Innovationskraft.

Doch heute hat dieser Industriezweig ebenso wie auch andere gravierende Proble-
me. Man muss natürlich fragen, wo die Gründe hierfür liegen: Es war ganz einfach 
die Politik der letzten 20 Jahre, die zu den Problemen geführt hat, wegen derer wir 
heute hier sitzen. Die Probleme sind hausgemacht, im wahrsten Sinne des Wortes; 
denn sie wurden hier, in diesem Haus, und auch in anderen Hohen Häusern in 
Deutschland gemacht, in Zusammenarbeit mit internationalen Institutionen.

Auf dieser Grafik sehen Sie das Ergebnis des Pariser Abkommens, welches 2017 
geschlossen wurde, um den CO2-Ausstoß der Menschheit zu reduzieren. Was 
man aber in Wahrheit beschlossen hat, ist eine Strangulierung der westlichen In-
dustrie, während andere Regionen in Asien, Indien und China munter weiter ihren 
Ausstoß verdoppeln können. Schon das war ein Betrug an der Bevölkerung, der 
man erzählt hat, dass ein weiterer CO2-Anstieg den Weltuntergang verursacht – 
aber die Verdoppelung vertraglich vereinbart wurde.

Nun sind wir acht Jahre weiter, und die größte Marktwirtschaft, die dieses Abkom-
men unterzeichnet hat, ist gerade dabei, wieder auszusteigen. – Sie sehen also, es 
bleibt ein starkes Ungleichgewicht, sodass der CO2-Ausstoß der Welt dramatisch 
steigen wird. Übrig bleibt eine EU – und nicht einmal eine EU –, die die Klimavor-
gaben verfolgen möchte. Und das führt natürlich zu den Industrieproblemen in die-
sen Ländern, die wir alle kennen.

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie wollen dekarbonisieren. Jeder Mensch, Sie 
und ich und die jungen Leute hier hinter uns, bestehen zu 28 % aus Kohlenstoff. 
Jedes einzelne Kohlenstoffatom in Ihrem Körper, wirklich jedes, war CO2. Es gibt 
keinen anderen Weg, wie der Kohlenstoff in Ihren Körper kommt, als über CO2. Die 
organische Welt lebt von Wasser, Licht und CO2. Das sind die drei Dinge, die man 
benötigt. Fehlt nur eines von diesen drei, dann ist das Leben zu Ende. – Wollen 
Sie immer noch dekarbonisieren? Ich staune über die Vorschläge meiner Kollegen 
aus der chemischen Industrie, die in den nächsten Jahren den Stromverbrauch der 
bayerischen Industrie verdoppeln möchten. Wenn sie den verdoppeln möchten, 
dann werden sie diesen doppelten Stromverbrauch auch bezahlen müssen. Und 
da ist es dann schon egal, ob die Kilowattstunde ein paar Cent billiger ist oder 
nicht. Denn das führt noch weiter in die Probleme, die Sie heute beklagen, nämlich 
Mangel an Wettbewerbsfähigkeit.

Wie gesagt, die Probleme sind hausgemacht. Die Forschungsgelder für die Univer-
sitäten, Max-Planck-Institut, Fraunhofer-Institut, Potsdam-Institut für Klimafolgen-
forschung, werden vor allem für Klima- und Energiewende ausgegeben; Wasser-
stoffpaste, Elektrodenmaterial, grüner Stahl, Energiewendestudien und Träger für 
Wasserstoff – und das, obwohl eine Fraunhofer-Studie für 2030 die Kapazität von 
Wasserstoff in Deutschland mit Null voraussagt.

Die Bayerische Staatsregierung hat 15,5 Millionen Euro schwer verdienter Steuer-
gelder in eine Wasserstofffabrik in Wunsiedel ausgegeben – "Fabrik" ist etwas zu 
viel gesagt; es ist eher eine Technikumsanlage für 9 MWh, also für Strom, den zwei 
Windräder produzieren könnten, wenn der Wind konstant wehen würde. Schon 
während des Baues wurde die geplante zweite Anlage auf Eis gelegt. Bisher hat 
die Anlage, nach zweieinhalb Jahren, praktisch noch nichts produziert. Der Betrei-
ber wird bald pleitegehen. Hätte man diese 15,5 Millionen Euro in die Infrastruktur 
des bayerischen Chemiedreiecks gesteckt, dann würde das dem Standort schon 
helfen.
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Nun sind wir heute nicht hier, um nur Kassandrarufe zu hören, sondern wir wollen 
die Frage beantworten, was zu tun sei. Hören Sie auf mit Dekarbonisierung, mit 
Klimarettung, mit CO2-Einsparung und Energiewende! Machen Sie wieder eine 
vernunftbasierte Industriepolitik, ermöglichen Sie der chemischen Industrie den 
preiswerten Einkauf von Rohstoffen und Energie, und beenden Sie die Fehlallokati-
on von Steuermitteln in ideologische Projekte. Dann haben die Manager der baye-
rischen chemischen Industrie Rahmenbedingungen, die ihnen eine Chance bieten, 
aus dem Tal herauszuführen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Den Schluss macht jetzt Herr 
Dr. von Zumbusch, Wacker Chemie AG. – Bitte schön.

SV Dr. Peter von Zumbusch (Wacker Chemie AG): Sehr geehrte Frau Vorsitzen-
de Schuhknecht, sehr geehrte Frau stellvertretende Vorsitzende Schreyer, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die Wacker Chemie AG hatte im Jahr 2022 
über 8 Milliarden Euro Umsatz, im Jahr 2023 etwas über 6 Milliarden Euro und wird 
2024 in etwa auf das Niveau des Vorjahres herauskommen, vielleicht etwas darun-
ter. Im Standort Burghausen arbeiten etwas über 10.000 Mitarbeiter bei Wacker 
und den weiteren Standortfirmen Westlake Vinnolit und Siltronic AG. Guten Gewis-
sens gehen wir davon aus, dass mit jedem direkten Arbeitsplatz drei weitere Men-
schen beschäftigt sind; wir sprechen also über 40.000 Arbeitsplätze im und um das 
Wacker-Werk in Burghausen.

Die Wacker Chemie hat die Transformation in eine nachhaltige Zukunft zum Kern 
ihrer Geschäftsstrategie gemacht. Zwei Stichworte dazu sind "Footprint down" und 
"Value up".

Zuerst zum Fußabdruck: Wir haben uns Ziele gesetzt, bis 2045 klimaneutral zu 
produzieren und bis 2030 die absoluten Grünhausgasemissionen aus Scope 1 und 
2 zu halbieren. Letzteres ist eine große und sehr zeitnahe Herausforderung. Wir 
haben dafür eine detaillierte, validierte Projekt-Roadmap. Ein Beispiel ist unser 
Projekt für grünen Dampf: Heute haben wir ein Gaskraftwerk mit Kraft-Wärme-
Kopplung. Der dort produzierte Frischdampf deckt circa 35 % unseres Wärmebe-
darfs. Die restlichen 65 % werden heute bereits aus dem Recycling von Prozess-
abwärme gewonnen. Wir arbeiten an einem Projekt für eine Hochtemperatur-
Großwärmepumpe, um die 35 % Frischdampf fossilfrei herstellen zu können. Das 
wird uns erlauben, die mit Abstand größte CO2-Emissionsquelle im Werk zu been-
den und gleichzeitig unsere Turbine, die Wasserstoff-ready ist, dann als Nachtflau-
ten-Kraftwerk zur Verfügung zu stellen.

Jetzt zu "Value up", zu unseren Produkten. Lassen Sie mich drei Beispiele nennen: 
Wir stellen hochreines, polykristallines Silizium, kurz Polysilizium, her. Das ist der 
reinste auf der Welt hergestellte Stoff, und es ist Rohstoff für Photovoltaik und 
Halbleiter. Wacker ist für Photovoltaik vielleicht bekannter, in Wahrheit aber für 
Halbleiter wichtiger. Circa die Hälfte des global zum Einsatz kommenden Polysilizi-
ums für Halbleiterchips stammen aus Burghausen; jeder zweite Chip in Ihren Com-
putern, in Ihren Handys, Autos, Kühlschränken kommt aus Material aus Bayern.

Als zweites Beispiel unsere Silikone: Wir produzieren knapp 4.000 verschiedene 
Silikonprodukte für alle Ihnen bekannten Industriebranchen. Ein Beispiel sind Ther-
mal Interface Materials, kurz TIM, für die Elektromobilität. Wie Sie wissen, werden 
Batterien beim Beladen heiß. Es muss Wärme abgeführt werden. TIM sind Materi-
alien, in die Autobatterien eingebettet werden, die ideal dafür sorgen, dass die 
Wärme abgeführt werden kann.
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Drittes und letztes Beispiel sind unsere Redispersible Powders. Diese weißen Pul-
ver sind das, was Fliesenkleber klebrig macht und die Klebemörtel zum Anbringen 
von externen Isolierpaketen auf Wohnhäusern so flexibel macht, dass diese auch 
dann noch halten, wenn sich das Mauerwerk bei Temperaturschwankungen anders 
bewegt als das Isolierpaket.

Ich versichere Ihnen: Ohne die Produkte der chemischen Industrie gibt es keine 
Transformation. Wir glauben allerdings, dass eine Transformation in eine nachhalti-
ge Volkswirtschaft möglich ist.

Nun zur Sicherung des Standorts: Wir befinden uns in der schwersten wirtschaftli-
chen und strukturellen Krise, die ich in dreißig Jahren Berufserfahrung erlebt habe. 
Die Aussichten für 2025 sind nicht besser als die für das laufende Jahr. Selbst in 
dieser schwierigen Lage sind wir angespannt, aber nicht verzweifelt. Das liegt 
daran, dass wir überzeugt sind, dass unsere Produkte die Megatrends unserer Ge-
sellschaft bedienen. Die Transformation selbst ist einer dieser Trends. Die Gesell-
schaft braucht unsere Produkte. Und dann werden wir sie wohl auch herstellen 
können.

Mit einigen geänderten Rahmenbedingungen kann und muss uns die Politik aller-
dings dabei helfen. Lassen Sie mich auf die drei wichtigsten eingehen: Energie, 
Energie und noch einmal Energie. Die erste Komponente der Energie ist der 
Strompreis. Wir brauchen einen planbaren und verlässlichen Transformations-
strompreis von größenordnungsmäßig 4 Eurocent pro Kilowattstunde für die ener-
gieintensive Industrie. Ich habe Ihnen vorhin von unserem Projekt für eine Hoch-
temperatur-Großwärmepumpe erzählt. Solche Projekte kann man nur mit einem 
planbaren und verlässlichen Strompreis bauen.

Zweite Komponente der Energie: die Strominfrastruktur, die zweite 380-kV-Leitung 
in das Chemiedreieck. Wir brauchen nachhaltig erzeugten elektrischen Strom in 
ausreichender Menge. Mit der Trans4In-Studie haben wir eine gute Prognose für 
die Strombedarfsentwicklung des ChemDelta auf dem Weg in eine nachhaltige Zu-
kunft vorgelegt. Unser gemeinsamer Strombedarf wird sich verdoppeln bis verdrei-
fachen. Dafür brauchen wir diese zweite 380-kV-Leitung. Helfen Sie uns, dass 
diese zeitnah zustande kommt!

Der dritte und letzte Punkt: die Wasserkraft. Seit 1923 produzieren unsere Alz-
Werke nachhaltigen Strom aus Wasserkraft. Demnächst steht die Verlängerung 
unseres Konzessionsvertrags an. Helfen Sie uns dabei, dass nach 100 Jahren 
nachhaltiger Stromproduktion gerade in diesen schwierigen Zeiten nicht ausge-
rechnet die Restwassermenge auch noch gesteigert und damit die Menge des ver-
fügbaren, nachhaltigen Stroms reduziert wird.

Für heute belasse ich es bei diesen drei Bitten, alle unter der Überschrift "Energie", 
und stehe für weitere Fragen gern zur Verfügung. Ich bedanke mich bei Ihnen für 
Ihr Interesse und für die Möglichkeit, hier zu erscheinen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herzlichen Dank. Damit haben 
wir die erste Runde der Expertinnen und Experten gehört. – Ich schaue in die 
Runde zu den Kolleginnen und Kollegen: Gibt es direkt Nachfragen oder auch 
Statements? – Herr Kollege Stümpfig, bitte.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende, und vielen Dank 
an die Experten, die uns heute hier Rede und Antwort stehen. Da waren wirklich 
sehr interessante Aspekte dabei.

Ich möchte einleitend kurz einen Kommentar geben – wir waren in der letzten 
Woche mit Wirtschaftsminister Aiwanger in Belgien und in den Niederlanden und 
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haben da unter anderem ein Gespräch mit dem niederländischen Botschafter ge-
habt. Was mich sehr umtreibt, sind die Gespräche zu TenneT. Leider ist ja der Deal 
geplatzt, dass die Bundesregierung dies übernimmt. Sie wissen, dass die FDP da-
gegen war, für 23 Milliarden Euro TenneT zu kaufen. Da würde mich Ihre Einschät-
zung interessieren, inwieweit Sie hier, wenn das jetzt auf den freien Markt gehen 
soll, Bedenken haben oder was Ihre Einschätzung dazu ist.

Beim Thema Wasserstoffkernnetz habe ich die Frage an Herrn Langhammer – es 
war auf der Reise auch sehr positiv bewertet, dass wir jetzt dieses 9.000-km-Kern-
netz haben, auch mit Anschluss in Burghausen –, ob Sie das positiv sehen. Die Er-
fahrung auf der Reise war schon, dass sehr deutlich gesagt wurde: Wir haben 
durch den niedrigen Gaspreis eher so einen Schockfroster für die ganzen Wasser-
stoffprojekte.

Dieses Henne-Ei-Problem ist offenbar massiv. Es werden erste kilometerlange Lei-
tungen gebaut, aber wirklich nur in einem sehr geringen Umfang. Das H2 Global, 
das die Bundesregierung gestartet hat, ist, glaube ich, eine wichtige Ausschrei-
bung in der Richtung, dass wir sagen: Es geht voran. Wir sehen allerdings, dass 
die Preise für Wasserstoff doch sehr hoch sind.

Zu dem Wacker-Projekt RHYME an Sie, Herr von Zumbusch, die Bitte, dass Sie 
noch einmal kurz sagen, warum das jetzt eingestellt wurde.

Eine konkrete Frage habe ich noch mal zum Industriestrompreis. Sie beide, Herr 
Langhammer und Herr Zumbusch, haben gesagt, wir bräuchten einen Industrie-
strompreis von 4 Cent. Wir haben in den Jahren 2018 bis 2020 die Entwicklung ge-
habt, dass der Industriestrompreis laut der Statistik des BDEW bei 17,5 bis 
19 Cent lag; die Steuern und Abgaben darauf waren 9 Cent. In den letzten drei 
Jahren hat man es geschafft, diese Steuern und Abgaben auf 1,45 Cent zu redu-
zieren; die EEG-Umlage war dabei der größte Bereich. Jetzt haben wir eigentlich 
nur noch Stromgestehungskosten und Netzentgelte. Die liegen derzeit bei 
16,65 Cent – Industriestrompreise. Wir sind also unter dem Vorkriegsniveau.

Jetzt könnte man sagen: Okay, halbieren wir doch die Netzentgelte. Das fände ich 
einen interessanten Aspekt. Nur: Die Argumentation, dass wir einen pauschalen 
Industriestrompreis haben, passt überhaupt nicht in die ganze Systematik hinein. 
Sie wissen, der Gaspreis war in den letzten Wochen wieder hoch, und dann geht 
der Strompreis nach oben – ich brauche Ihnen das nicht zu erklären. Aber diese 
Forderung wird uns, glaube ich, nicht weiterhelfen. Nach meiner Einschätzung 
wäre es besser, Sie würden hier noch einmal beispielsweise in Richtung Netzent-
gelte gehen und eine entsprechende Forderung aufstellen.

An Herrn Geres habe ich die kurze Frage zum Thema CO2-Zertifikate: Die letzte 
Ausgabe der CO2-Zertifikate läuft im Jahr 2038 aus. Wie Sie auch angedeutet 
haben, ist es schon lange Zeit bekannt, dass die letztmalige Ausgabe vorhanden 
ist. Wie sehen Sie diese Entwicklung? Haben Sie die Einschätzung: "Ja, da sind 
wir jetzt so weit gut aufgestellt"? Denn das ist ja ein langfristiges Projekt. Mich inte-
ressiert Ihre Einschätzung dazu.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich werde noch Wortmeldungen 
sammeln, sodass man die Fragen dann gemeinsam beantworten kann. – Frau Kol-
legin Schreyer, bitte, Sie haben das Wort.

Abg. Kerstin Schreyer (CSU): Vielen Dank für die Ausführungen. Da war wirklich 
viel Gehaltvolles dabei. Uns beschäftigt natürlich die Frage: Was können wir an 
dieser Stelle denn tun? Insofern habe ich nicht so viele Fragen – es ist Gott sei 
Dank schon vieles gesagt worden –, aber einiges wüsste ich doch gern noch.
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Wir werden nächstes Jahr eine Bundestagswahl haben, und wir wissen alle nicht, 
wie diese ausgehen wird. Was wären denn aber Ihre Wünsche? Was müsste in 
den ersten 100 Tagen auf den Weg gebracht werden? Der Chemiestandort sieht 
sich jetzt doch schon über längere Zeit mit größeren Schwierigkeiten konfrontiert, 
die Ihnen ja auch politisch zugemutet wurden. Insofern: Was erwarten Sie sich, 
was in den ersten 100 Tagen in Berlin zwingend schnell auf den Weg gebracht 
werden muss? – Es geht mir jetzt nicht um etwas, was unrealistisch ist, aber ich 
hätte gerne einen Impuls an dieser Stelle dazu.

Das Nächste: Wir haben die Themen Transformationsprozess und Klimaneutralität. 
Das mag eine Fraktion alles für falsch halten, aber die Wahrheit ist doch: Die Ge-
sellschaft will auch dahin. Ein zweiter Aspekt: Wir bekommen hier alle möglichen 
umweltpolitischen Vorschriften, die manchmal durchaus schwierig sind. Da wüsste 
ich gerne: Was alles hindert Sie da? Wo müssen wir die Abwägung treffen, wo 
müssen wir die chemische Industrie unterstützen, und wo brauchen Sie mit Blick 
auf den Umweltschutz noch einmal andere Möglichkeiten?

In diesem Fall geht es jetzt wieder um den Bund und um Brüssel, aber das enthebt 
uns nicht der Aufgabe, auch unser Wissen zu nutzen. Denn vorhin kam zu Recht 
der Hinweis, dass Bürokratie auch für den Freistaat ein Problem ist; das ist an die-
ser Stelle auch unsere Aufgabe. Aber die meisten Entscheidungen gehen ja auf 
den Bund bzw. auf die EU zurück. Ich möchte also darum bitten, mir da noch eine 
entsprechende Rückmeldung zu geben.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr von Brunn, bitte.

Abg. Florian von Brunn (SPD): Insbesondere den Punkt mit dem Industriepreis 
halte ich für sehr wichtig, und ich möchte da auch konkret nachfragen: Auf dem 
Tisch liegen die Absenkung bei den Netzentgelten und die Absicht, das Strom-
preispaket zu verlängern, mit der Senkung der Stromsteuer auf das europäische 
Mindestmaß. Das sind jetzt zwei ganz konkrete Vorschläge.

Wir haben im bürokratischen Bereich und bei den Genehmigungsverfahren bzw. 
bei den Kosten für die Netzentgelte noch einmal nachgesteuert, weil es auch einen 
parteiübergreifenden Konsens gibt, die großen Gleichstromleitungen, die in Zu-
kunft kommen sollen, nicht mehr unterirdisch zu bauen – was die Kosten ja ver-
fünffacht und die Planungszeiten nochmals extrem verlängert. Ich glaube, das ist 
bereits im Bewusstsein, und das wird jetzt auch angepackt. Wir haben heute ge-
meinsam einen Änderungsantrag beschlossen, beispielsweise Batteriespeicher ge-
nehmigungsfrei zu stellen. Ich glaube, das sind vernünftige Schritte.

Ich möchte noch einmal fragen: Was sind denn konkrete Maßnahmen, die Sie aus 
Ihrer Sicht vorschlagen würden, um beim Strompreis weiter herunterzukommen?

Der zweite Punkt, auch dazu: Wir haben Phasen, in denen der Strom an der Leip-
ziger Strombörse im negativen Bereich gehandelt wird. Wie nutzen wir diese Zei-
ten der Überproduktion in der Photovoltaik? Was gibt es da aus Ihrer Sicht in der 
Industrie an Lösungen? Was würden Sie sich von der Politik wünschen?

Die letzte Frage betrifft einen anfänglich bereits angesprochenen Punkt. Herr 
Dr. Hartmann, Sie hatten gesagt, es gebe Probleme, wenn man Klimaschutz- und 
Emissionsschutzaufgaben sowie entsprechende Anforderungen alle gleichzeitig er-
füllen muss. Wir wissen, dass die Berichtspflichten insgesamt ein großes Problem 
in der Bürokratie sind, und wir machen uns alle gemeinsam auf den Weg, auf Bun-
desebene wie auf Landesebene, zu entbürokratisieren. Ich habe oft das Gefühl, 
das ist auch ein Problem der Mentalität in den Behörden, dass man bisher keine 
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konstruktiven Lösungswege dazu hat, schnell zu pragmatischen Lösungen zu kom-
men. Gibt es da von Ihrer Seite Vorschläge?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Es wurden nicht immer Experten 
konkret angesprochen; Herr Stümpfig hat aber, glaube ich, Herrn von Zumbusch 
und Herrn Geres namentlich angesprochen, Kollegin Schreyer hat eher allgemein 
Fragen zu umweltpolitischen Vorgaben gestellt; da können Sie dann gern überle-
gen, ob Sie dazu etwas sagen wollen. Herr von Brunn hat Fragen zum Strompreis 
gestellt und diese speziell an Herrn Dr. Hartmann mit Blick auf die Frage Emissi-
onsschutz und Klimaschutz gerichtet.

Herr von Zumbusch, Sie sind als Erster angesprochen worden, daher erteile ich 
nun zunächst Ihnen das Wort.

SV Dr. Peter von Zumbusch (Wacker Chemie AG): Ich bin im Wesentlichen zu 
drei Themen gefragt worden. Zuerst ging es um die Frage, ob der Industriestrom-
preis noch realistisch ist. Ich weiß nicht genau, ob dieser noch realistisch ist. Das 
müssten eher die Politiker beantworten. Man könnte es so sagen: Uns von der In-
dustrie ist eigentlich egal, was geändert wird, damit der Strompreis in den Bereich 
kommt, den wir bezahlen können.

Ich habe sieben Jahre lang in China gelebt, einem Land, das zu dieser Zeit de 
facto einen extrem hohen Stromerzeugungspreis hatte; es gab nämlich einen sehr 
hohen und stark wachsenden Bedarf und andererseits tendenziell wenig Assets, 
um Strom zu erzeugen. In dieser Zeit wurde gezielt Strom für bestimmte Branchen 
sehr günstig abgegeben. Das ist ein Grund, warum die gesamte Photovoltaik in-
zwischen in China stattfindet, und dies führt dazu, dass China in den letzten 
15 Jahren jedes Jahr mehr nachhaltige Energie installieren konnte als der Rest der 
Welt. Auch wenn immer mit den CO2-Zahlen von China gedroht wird, wie man vor-
hin auch gesehen hat, so ist es in Wirklichkeit zweifelsfrei, dass China das erste 
Land der Welt sein wird, das CO2-neutral ist. Das zeigen die Zahlen dazu, wie dort 
installiert wird und was installiert wird. – Man merkt daran: Das ist eine Strategie. 
Die haben einen Plan dahinter. Und ich glaube, dass müsste man politisch auch 
hier machen.

Sicher ist eine Möglichkeit für den Industriestrompreis bei uns auch ein Klima-
schutzvertrag. Ich denke, das ist eine Möglichkeit, daran wird im Moment gearbei-
tet, und wir bewerben uns auch um einen Klimaschutzvertrag mit dieser Großwär-
mepumpe. Ich denke, das ist eine Möglichkeit, mit der man es realistisch umsetzen 
kann.

Zum Thema TenneT und zur Einschätzung, was den Verkauf am Markt betrifft: Wir 
fanden den Plan, ihn staatlich zu erwerben, nicht schlecht, wir sind aber grundsätz-
lich auch immer offen gegenüber einer freien Finanzierung solcher Unternehmen. 
Ich denke, das ist für die Effizienz einer solchen Unternehmung nicht notwendiger-
weise schlecht.

Zum Wasserstoff-Backbone: Da war die Frage, wie das realistisch zu vernünftigen 
Preisen kommt. Da ist, glaube ich, langfristig die Chance gegeben, dass die Preise 
günstig sein können. Ich glaube, man muss in Übergangsphasen pragmatischer 
sein, als das heute der Fall ist. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man in der Lage 
sein wird, ein Wasserstoff-Backbone in Europa zu bauen und das von vornherein 
nur mit grünem Wasserstoff zu füllen, sondern man wird grauen Wasserstoff als 
Startmedium akzeptieren müssen und dann eine Roadmap haben, um das umzu-
stellen. Nur so kann dieses Henne-Ei-Problem überwunden werden. Ich glaube, 
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dann klappt das, und dann kann man auch in eine nachhaltige Zukunft transformie-
ren.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Als Nächster wurde Herr Dr. Ge-
res angesprochen. – Bitte, Herr Dr. Geres.

SV Dr. Roland Geres (FutureCamp): Vielen Dank für die Fragen. Ich möchte auf 
Ihre Bitte, Frau Schreyer, Bezug nehmen: Was würde ich mir für die ersten 
100 Tage wünschen? Als Leitmotiv – das klang hier schon mehrfach an – wünsche 
ich mir mehr Pragmatismus. Herr von Zumbusch hat eben das Beispiel Wasserstoff 
genannt. Da kann man etwas tun, und zwar auf allen Ebenen.

Das Stichwort Netzentgelte wurde ebenfalls schon angesprochen, auch von Ihrem 
Kollegen von Brunn. Das ist etwas, was man im Prinzip sofort machen könnte; wir 
wissen alle, dass man da zumindest dämpfen könnte. Das wird aber nicht reichen; 
das will ich auch deutlich sagen.

Ich würde mir auch wünschen, dass wir ein weiteres Thema, auch wenn es unpo-
pulär und alles andere als rekordverdächtig für Beliebtheitswerte ist, berücksichti-
gen: Das Kohlendioxidspeichergesetz muss man angehen; sonst haben wir da das 
nächste Problem. Wir wissen eigentlich alle, dass wir das brauchen. Gerade die 
Chemie braucht es – Sie hatten das vorhin schon angesprochen, Herr Born, eben-
so wie auch andere Vertreter der Industrie.

Die Chemie steht am Beginn sehr vieler Wertschöpfungsketten. Die Besonderheit 
der Chemie und der große Unterschied zu anderen energieintensiven Branchen 
ist, dass die Chemie den Kohlenstoff nun mal braucht. Ohne Kohlenstoff keine 
Chemie. Wir brauchen also die geschlossenen Kreisläufe, und das geht nicht, 
ohne auch beim Thema CO2 voranzukommen, also bei den CO2-Kreisläufen.

Nun zu der konkreten Frage: Die EU-Klimaschutzverordnung statuiert das Ziel – 
Herr Stümpfig, Sie hatten die Frage gestellt – der Netto-Null-Emissionen bis zum 
Jahr 2045. In dem Begriff – so ist es auch rechtlich definiert; dies greift die Defini-
tion des Pariser Abkommens auf – steckt nicht die Erwartung der Null-Emission, 
sondern da steckt drin, dass es noch verbleibende Emissionen gibt. Diese Diskus-
sion werden wir im nächsten Jahr haben, mit Blick auf das Zwischenziel 2040.

Klar ist aber auch, dass die Allokation nach derzeit geltendem Recht, so, wie die 
Emissionshandelsrichtlinie im Amtsblatt steht, spätestens im Jahr 2039 endet, viel-
leicht sogar schon 2038. – Auch die Allokation im Emissionshandel 2 endet übri-
gens nur wenige Jahre später, nämlich 2042/2043; davon muss man im Moment 
ausgehen. – Das bedeutet, dass wir natürlich auch Möglichkeiten für die Unterneh-
men schaffen müssen, die dann vielleicht nahe null sind, aber eben nicht exakt auf 
null. Es geht darum, auch alternative Beschaffungsmöglichkeiten für Zertifikate zu 
bekommen. Alternativ muss man das System dann komplett umstellen.

Ein letzter Kommentar von meiner Seite: Das Thema "Negative Strompreise" hat 
Herr von Brunn angesprochen. Ein Vehikel dazu sind natürlich Elektrifizierungslö-
sungen. Herr von Zumbusch hat die Großwärmepumpe als ein Beispiel genannt; 
wir kennen aus unserer Praxis auch Unternehmen, die Elektrodenkessel bauen, 
also diese bewusst bauen, auch in dem Wissen, dass sie diese im Moment nur 
1.000 oder 1.500 oder 2.000 Stunden im Jahr betreiben. Es ist also möglich, das 
zu nutzen, es hängt aber dann auch wieder an der Geschwindigkeit von Genehmi-
gungsverfahren. Natürlich brauche ich auch dafür ausreichende Stromleitungen, 
sonst habe ich diese Option faktisch nicht zur Verfügung.

Wenn man sicherstellen will, dass die Industrie einen niedrigeren Preis bekommt – 
diese Forderung war sehr prominent schon in der VCI-Roadmap zu finden; dies 
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wurde auch im letzten Bundestagswahlkampf aufgegriffen, übrigens von allen da-
maligen Kanzlerkandidaten und -kandidatinnen –, dann müssen wir feststellen, 
dass die deutlich niedrigeren Gestehungskosten, die wir im Moment bei den erneu-
erbaren Energien teilweise schon haben, im Markt einfach nicht ankommen. Das 
hat etwas mit der Verfassung des Marktes zu tun.

Wenn man jetzt dieses ganz dicke Brett nicht anpacken will, weil das eben nur auf 
europäischer Ebene geht – also letztlich die Marktverfassung des Strommarktes 
auf den Kopf zu stellen –, dann wird man an Instrumenten wie Klimaschutzverträ-
gen kaum vorbeigehen können, um der Industrie zu helfen. Man muss Elemente 
wie die Dämpfung von Netzentgelten nutzen. Man wird vielleicht auch über die 
Ausweitung von Strompreiskompensationen nachdenken müssen und, zumindest 
für besonders stromintensive Branchen, über die Kompensation über CO2-Kosten 
hinaus, sonst wird man nicht in die Größenordnung von 4 bis 5 Cent kommen.

Ich kann auch aus unserer Praxiserfahrung sehr deutlich unterstreichen, dass der 
Strompreis und die Unsicherheit bei Strompreisen ein enormes Investitionshinder-
nis sind, nicht nur in der Chemieindustrie, sondern auch in anderen Branchen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Als Nächster spricht Herr 
Dr. Born. – Bitte schön.

SV Dr. Markus Born (VCI): Ich weiß nicht, ob ich die Reihenfolge der Fragen ein-
halten kann. – Sie haben es schon gesagt: Insbesondere sollten die Strompreise 
möglichst sinken, und da ist natürlich die Absenkung der Netzentgelte ein wichti-
ges Element. Aber Herr Stümpfig hat recht: Das ist vielleicht nicht das Einzige. Es 
wäre jedoch ein erster Schritt, den eine neue Bundesregierung einfach mal ma-
chen könnte.

Gleichzeitig muss aber auch ein klares Signal in die Wirtschaft kommen: Wir wer-
den uns trotzdem weiter um die Absenkung von Strompreisen kümmern. Da geht 
es zum Beispiel darum, ein Konzept für Industriestrompreise zu erarbeiten. Dies 
könnte beispielsweise über die Strompreiskompensation oder andere Tools ge-
schehen.

Ich will dazu sagen: Die Senkung des Strompreises hätte in vielfacher Hinsicht po-
sitive Wirkungen. Das wäre ein Anreiz zu stärkerer Elektrifizierung, dann bei grü-
nem Strom, und würde damit auch direkt zur CO2-Vermeidung beitragen.

Die Frage ist natürlich auch: Was passiert, wenn man das nicht tut? Denn wenn wir 
die Strompreise so hoch lassen, wie sie jetzt sind, dann werden wir weiter Dein-
dustrialisierung sehen – die, wie ich hinzufügen möchte, Carbon Leakage ist. Nur 
ein Beispiel: Wir alle haben mitbekommen, dass die BASF den Betrieb ihrer Am-
moniak-Anlagen eingestellt hat und diese in Kisten verpackt hat und jetzt irgend-
wohin verkauft. Damit wird tatsächlich sehr viel CO2 eingespart, weil sehr viel weni-
ger Gas in Wasserstoff umgewandelt wird, aus dem später das Ammoniak und 
daraus dann Düngemittel gemacht werden. Aber wer weiß, wo Düngemittel jetzt 
herkommen? Sie kommen aus Russland. Ich bin nicht sicher, ob das unter CO2-
bilanztechnischen Aspekten die bessere Variante ist, ganz zu schweigen vom Pro-
blem der Abhängigkeit.

Diese Carbon-Leakage-Thematik muss man also im Auge behalten. Wir müssen 
die Strompreise absenken, auch im Sinne des Klimaschutzes. Das wollte ich 
sagen.
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Frau Schreyer, unser Wunsch in Richtung Brüssel: Kein Reframing, sondern echte 
Änderungen. Wir müssen auch bereits getroffene Entscheidungen überdenken wie 
zum Beispiel die Industrieemissionsrichtlinie, die uns im Genehmigungsrecht in 
Deutschland wirklich das Leben schwermacht – und zwar bei allen Behörden, 
durch ganz Deutschland; die Behörden selbst sagen uns, sie wissen nicht, wie sie 
es machen sollen. Diese Industrieemissionsrichtline braucht kein Mensch. Wir hat-
ten bislang, zumindest in Deutschland, ein funktionierendes System. Es hat funk-
tioniert.

Das betrifft auch die kommunale Abwasserrichtlinie. Wir hatten es schon mehrfach 
gesagt: Diese wird dazu führen, dass Arzneimittelfirmen mit Kosten für die vierte 
Reinigungsstufe in Kläranlagen belastet werden, die vom Volumen her ein Vielfa-
ches des Umsatzes ausmachen. Wir können uns ausrechnen, dass diese Unter-
nehmen – sie stellen Medikamente her wie Ibuprofen und Diclofenac – nicht mehr 
auf den europäischen Markt gehen werden. Das heißt, uns werden Arzneimittel, 
die in der Breitenversorgung extrem wichtig sind, ausgehen.

Ein dritter Wunsch – das gilt für Bayern, aber insbesondere auch für Brüssel –: 
Ganz wichtig wäre, dass wir bei allen zukünftigen Gesetzgebungsprozessen den 
Bürokratieabbau – oder den Nicht-Bürokratieaufbau, wie ich es nennen möchte – 
gleich mitdenken. Diese Gesetze – da denke ich insbesondere an Brüssel – sind 
einfach nicht zu Ende gedacht. Die kommunale Abwasserrichtlinie ist aus meiner 
Sicht das beste Beispiel: Wie kann ich denn ein Gesetz auf den Weg bringen, bei 
dem ich weiß, dass uns dadurch in puncto Arzneimittelversorgung und entspre-
chende Resilienz wirklich Probleme entstehen?

Letzter Punkt wäre ein Signal an die Wirtschaft, das lautet: Wir kümmern uns jetzt 
wirklich um die Wirtschaftspolitik. Wir kümmern uns darum, dass die Wettbewerbs-
fähigkeit in Deutschland wieder ins richtige Maß kommt. – Das wäre, glaube ich, 
das Wichtigste.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Hartmann, Sie wurden 
vorhin auch direkt angesprochen.

SV Dr. Sven Hartmann (Alzchem Group): Ich kann mich den Vorrednern bei vielen 
Punkten grundsätzlich anschließen. Zum Punkt "Zielkonflikte bei verschiedenen 
Umweltschutzaspekten", den ich vorhin auch angesprochen habe, drei Beispiele 
aus unserer Praxis:

Das erste Beispiel: Wir haben, wie auch viele andere, eine Abgasnachverbren-
nung. Diese brauchen wir zumeist nicht, sondern nur in speziellen Fällen, nämlich 
dann, wenn wir unsere Kalkstickstofföfen nach der Wartung wieder anfahren, um 
die Emissionsspitzen beim Anfahren abzubauen. Nichtsdestotrotz müssen wir sie 
ständig in Betrieb haben, was gewisse Mengen an Erdgas verbraucht, die einfach 
notwendig sind, um die Abgasnachbehandlung durchzuführen.

Wir hatten, als bei Ausbruch des Ukrainekriegs die Sorge um die Erdgasvorräte re-
lativ groß war, dem Landratsamt vorgeschlagen, wir könnten doch die Erdgasver-
brennung ausschalten und nur dann in Betrieb nehmen, wenn wir wissen, dass wir 
unsere Öfen aus dem Wartungszustand wieder in Betrieb nehmen. Das fanden die 
Herren dort auch sehr spannend und interessant. Sie sind damit zum LfU gegan-
gen, und diese sind damit zum Bundesumweltministerium gegangen. Von dort kam 
dann die Rückmeldung: Gute Idee, aber das widerspricht der EED-Richtlinie. Das 
können wir so nicht machen, also bitte weitermachen.

Wir hätten erhebliche Mengen an Erdgas eingespart und entsprechend auch CO2-
Emissionen vermieden. Der Gewinn für die Umwelt war so dann aber gleich null 
oder eher negativ.
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Der zweite Punkt ist das Thema Kühlwasser. Ich hatte es schon angesprochen: 
Wir entnehmen bei uns das Kühlwasser aus dem Grundwasser, das auch von der 
Alz gespeist wird, und geben es dann 50 Meter weiter leicht erhitzt wieder in die 
Alz zurück. Das kommt wieder demselben Grundwasserkörper zugute, dem wir es 
entnommen haben. Wir könnten nun natürlich sagen: Gut, bei den Kosten, die uns 
da bevorstehen, suchen wir andere Möglichkeiten zur Kühlung unserer Anlagen 
und machen das mit irgendwelchen Wärmetauschern und Sonstigem. Wir haben 
einen Kühlbedarf von 20 MWh. Wenn man das hochrechnet, dann kann man das 
machen, aber dann haben wir pro Jahr über 60.000 Tonnen CO2-Emissionen zu-
sätzlich. – Ob das ein sinnvoller Tausch ist, das kann man selbst beurteilen.

Ganz grundsätzlich haben wir das Problem, dass viele Vorschriften aus Brüssel, 
gerade auch die EED-Richtlinie, eher allgemein gehalten werden und Grenzwerte 
festgeschrieben werden, die für Standardanlagen definiert sind. Ich habe es ge-
sagt: Wir haben in Europa einzigartige Anlagen und auch einzigartige Produkte, 
das heißt, bei vielen der Überlegungen, die in Brüssel geführt werden, kommen wir 
als kleine Firma nur sehr selten zu Wort und bringen uns nur schwer zu Gehör. Oft 
passen die dort festgelegten Grenzwerte nicht auf unsere Situation vor Ort.

Früher hatten die Behörden größeren Ermessensspielraum; da war es auch mal 
möglich, mit einer guten Begründung zu sagen: Hier weichen wir leicht von den 
Grenzwerten ab, weil es eine einzelne Anlage ist und es technisch nicht anders 
möglich ist. Das hat sich in den letzten Jahren erheblich geändert. Die Kollegen in 
den Landratsämtern müssen jede Ausnahmegenehmigung heute über das LfU an 
die EU-Kommission melden, die dann dort notifiziert wird. Die EU-Kommission hat 
relativ wenig Lust, sich mit Einzelfragen zu beschäftigen, und diese werden dann 
oft auch entsprechend abschlägig beschieden – von dem ganzen Aufwand, den 
dies verursacht, einmal abgesehen.

Insofern würden wir uns grundsätzlich schon wünschen, dass die Regelungen auf 
EU-Ebene – Herr Born hat es angesprochen und manche Kollegen auch – ein 
bisschen praxisnäher und offener gestaltet werden, sodass auch die kleineren Ein-
zelanlagen, die es europaweit gibt, ohne übermäßigen Verwaltungsaufwand weiter 
existieren können.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Jetzt hatte sich Herr Dr. Wani-
czek gemeldet.

SV Dipl.-Ing. Dr. Helmut Waniczek: Sehr geehrte Frau Vorsitzende, vielen Dank, 
dass Sie mir das Wort erteilen. Denn ich komme aus dem Staunen nicht heraus, 
dass mittlerweile sozialistische Länder die Modellregion für unsere bayerische In-
dustriepolitik sein sollen. Auch die anderen Vorschläge der Kollegen – – Wissen 
Sie, die Kosten für den Strom gehen nicht runter, wenn die Netzentgelte der Bürger 
bezahlt. Alle Vorschläge, die ich hier zum Industriestrom gehört habe, bedeuten 
nicht eine Gesundung, sondern eine Verschlechterung. Es bezahlt nur jemand an-
derer. So kann man auch eine Industrie sanieren; so wurde das in der DDR ge-
macht. Und das Ergebnis sehen wir heute oder haben wir vor 35 Jahren gesehen.

Das Wasserstoffnetz wird hier weit gelobt. Aber es gibt keinen Wasserstoff, und es 
wird auch weiterhin keinen Wasserstoff geben. Alle Projekte in Deutschland sind 
bislang gefloppt – und nicht nur in Deutschland, auch die internationalen Projekte 
floppen alle. Es sind alles nur schöne Verträge auf dem Papier, und es ist nichts in 
Stahl und Eisen.

Frau Schreyer hat sich nach ersten Vorschlägen zu Maßnahmen der neuen Bun-
desregierung erkundigt. Das ist ganz einfach: CO2-Steuer streichen, Gebäude-
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energiegesetz streichen, Wärmeplanungsgesetz streichen, Wasserstoffbeschleuni-
gungsgesetz streichen und in Kernkraft investieren. Das wären die Maßnahmen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Gibt es aus Ihrem Kreis zu den 
ersten drei Fragen jemanden, der etwas sagen möchte? – Dann rufe ich die nächs-
ten Redner auf, und Sie können sich danach gerne noch einmal zu Wort melden. – 
Herr Lipp, bitte.

Abg. Oskar Lipp (AfD): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Vielen Dank für den ausführlichen Bericht bzw. die Berichte. Meine Fragen 
richten sich hauptsächlich an Herrn Dr. Born und Herrn Dr. Waniczek. Ich möchte 
ein kurzes Statement vorausschicken: Ich denke, dass wir hier in den nächsten 
Jahren keinen Politikwechsel bekommen werden, außer, die AfD sitzt mit in der 
Regierung.

Meine Fragen an die beiden Referenten zur Produktionsverlagerung lauten: Wie 
viele Arbeitsplätze sind hier betroffen, und wie viele werden in Zukunft noch betrof-
fen sein? In welche Länder werden diese Arbeitsplätze verlagert bzw. wohin wird 
die Produktion verlagert? Sind das die USA, sind es auch China und Indien?

Eine weitere Frage zum Thema "Nettoanlagevermögen in der Chemieindustrie": 
Wie hat sich das in den letzten Jahren entwickelt? Sieht man hier einen Rück-
schritt, also eine Deindustrialisierung, oder nicht?

Eine weitere Frage: Welche Maßnahmen würden Ihnen in der Chemieindustrie hel-
fen? Wäre beispielsweise eine Sonderwirtschaftszone erstrebenswert, in der man 
gesenkte Gewerbe- oder Grundsteuern hat? Wäre es wert, über diese Idee einmal 
nachzudenken?

Welchen Einfluss hat Ihrer Einschätzung nach die CO2-Bepreisung auf die Kosten 
der Polymer-Rohstoffe, also Erdöl und Erdgas, und somit auf die Kosten der Her-
stellung von Polymeren, also Plastik, in Bayern? Wird es deshalb in naher Zukunft 
in Bayern unmöglich werden, diese Polymere, also Kunststoffe, noch kostende-
ckend zu produzieren?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Ludwig, bitte.

Abg. Rainer Ludwig (FREIE WÄHLER): Frau Vorsitzende, Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich sage erst einmal, auch aus den Reihen der Fraktion der FREIEN WÄH-
LER, ein herzliches Dankeschön an die Expertenrunde für die fundierten Ausfüh-
rungen. Ich stelle fest: Wenn ich mich an unsere letzte Expertenrunde erinnere, so 
hat sich seither relativ wenig verändert. Viele Aussagen und Botschaften sind de-
ckungsgleich zu damals. Im Gegenteil: Die Situation, die Lage hat sich eher noch 
verschärft.

Ich höre heute aus dieser Runde immer wieder als einheitlichen Tenor: Wir haben 
hausgemachte Probleme. Wir stehen vor hausgemachten Herausforderungen. Sie 
zeigen – wie ich meine, zu Recht – immer wieder nach Brüssel, zur EU. Sie kritisie-
ren die Rahmenbedingungen des Bundes, der, wie Sie wörtlich sagen, dabei noch 
zusätzlich etwas draufsattelt.

Ich stelle daher fest: Brüssel und Berlin haben unseren Weckruf noch immer nicht 
gehört, obwohl aus Bayern immer wieder penetrant und vehement unsere Hinwei-
se kommen. Im Gegensatz dazu – das sage ich jetzt politisch – hören wir, die Re-
gierungskoalition, immer wieder von der Opposition: Tut doch was hier in Bayern! 
Ich denke, wir tun uns, meine Herren, politisch in Bayern sehr schwer damit, unser 
eigenes Süppchen zu kochen, wenn hierarchisch die Rahmenbedingungen einfach 
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nicht passen und die Stimmen nicht gehört werden. Wir verstehen uns in Bayern 
als Impulsgeber, in Vorbildfunktion für den Bund.

Ich möchte dort anschließen, wo die Kollegin Schreyer aufgehört hat, nämlich bei 
dem Wunschkonzert: Wenn die Bundesregierung sich erneuert, was wäre denn 
Ihre Vorstellung, jetzt schnellstmöglich zu tun? Ich frage Sie auch auf Ebene von 
Bayern: Rollentausch – was würden Sie denn tun, ganz konkret, explizit und auf 
die Schnelle, wenn Sie in der bayerischen Landesregierung wären? Ich denke da, 
weil mich diese Statements besonders beeindruckt hat, insbesondere an Herrn 
Dr. Born und Herrn Dr. Langhammer und frage ganz konkret und explizit: Was wür-
den Sie im Rollentausch jetzt als Staatsregierung auf die Schnelle für Lösungen 
parat haben?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Schmid, bitte.

Abg. Josef Schmid (CSU): Ich möchte ebenfalls zum wichtigen Thema der Ener-
giekosten, der Strompreise etwas sagen. Das trifft ja die Chemie in besonderer 
Weise; dies ist eben nochmals deutlich geworden, und wir wissen es schon seit ei-
niger Zeit. Wir sind immer wieder im Gespräch – liebe Kerstin Schreyer – auch mit 
anderen Unternehmen im ganzen Land. Das ist ein Thema, das sich durch die ge-
samte Wirtschaft hindurchzieht.

Jetzt hilft es natürlich nichts, Herr von Zumbusch, zu sagen: Hauptsache, die Prei-
se sinken, wie, ist mir egal. Denn wir sind schon immer dankbar für Hinweise und 
vor allem auch für Ihre Erkenntnisse dazu, woher die Fehlentwicklungen letztend-
lich kommen. Aber hierzu haben die anderen Sachverständigen ja nun schon eini-
ges gesagt. – Wie gesagt, wenn jemandem dazu etwas einfällt: immer gerne.

Ich habe noch ein anderes Thema: Ich meine, früher stand die Frage der Zulas-
sungsverfahren für neue Produkte viel stärker im Vordergrund. Das ist für die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer chemischen Industrie im Allgemeinen und natürlich der 
Pharmaindustrie im Speziellen ein wichtiger Faktor. Ich kann mich erinnern, dass 
früher auch oftmals Thema war: Wie spiegelt sich das zu den USA, dort, wo die 
Zulassungsverfahren andere sind, wo sie zügiger sind?

Wahrscheinlich gilt auch für Ihre Branche die Aussage, dass wir gut sind, wenn es 
darum geht, neue Dinge zu entwickeln, aber nicht so gut, wenn es darum geht, 
diese dann schnell auf den Markt zu bringen und schnell in Marktfähigkeit umzu-
setzen. Da möchte ich wissen: Wie sieht das aus im Zuge dieser gesamten, extrem 
scharfen Wettbewerbssituation? Wir haben heute viel dazu gehört. Ist es mittler-
weile zufriedenstellend, oder ist das etwas, wo Sie auch sagen: "Da könnte man, 
auch auf Bundesebene, einen echten Schub, einen echten Move nach vorne ma-
chen"?

Konkret ist also meine Frage: Wie sieht es da mit Bürokratie, mit Verfahren aus? 
Könnten wir dazu auch über Veränderungen bei den politischen Rahmenbedingun-
gen – sicherlich auf Bundesebene; das ist klar – einen Beitrag leisten?

Im Weiteren würde mich zur Frage unter Ziffer 4a unseres Fragenkatalogs – Aus-
wirkungen umweltpolitischer Entscheidungen – interessieren – wir haben es heute 
schon mehrfach angesprochen –: Wenn eine neue Umweltgesetzgebung kommt, 
dann ist das immer auch ein Abwägen. Da gibt es natürlich Unterschiede, auch bei 
den verschiedenen Parteien. Aber letztendlich: Jede verantwortungsvolle Politik 
wägt ab und entscheidet sich nicht nur für ein Extrem.

Und dann stellt sich natürlich die Frage: Wenn verschärfte Situationen auftreten, 
wie dies bei Ihnen, bei der Chemie, in besonderer Weise und schon seit Längerem 
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der Fall ist, halten Sie die getroffenen Abwägungen für richtig? Anders ausge-
drückt: Was an Umweltgesetzgebung halten Sie denn im Hinblick auf die extreme 
Notlage bei Ihnen für überzogen?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. Damit haben wir 
jetzt die drei Frageblöcke wieder aufgerufen. – Wer möchte als Erster Stellung 
nehmen? – Herr Dr. Born, bitte.

SV Dr. Markus Born (VCI): Ganz kurz zur Frage der Arbeitsplätze und zu der 
Frage, wohin denn verlagert wird: Wir haben in unserem Papier, das wir vorab ein-
gereicht haben, gezeigt, wie sich das Investitionsverhalten der Branche darstellt. 
Da sieht man einen Rückgang in Deutschland und einen Anstieg der Investitionen 
im Ausland. Das passt auch zu Studien vom IW, wonach insbesondere in der ener-
gieintensiven Industrie – übrigens schon seit dem Jahr 2000 – weniger investiert 
wird, als abgeschrieben wird. Das heißt, wie haben dort schon seit 20, 25 Jahren 
eine schleichende Deindustrialisierung zu beklagen. Das ist kein neues Phäno-
men.

Wenn Sie jetzt fragen: "Wohin wird verlagert?": Dieses Verlagern sieht ja nicht so 
aus, dass irgendein Unternehmen eine Anlage abbaut und nach China fährt und 
sie dort wieder aufbaut. So läuft es nicht. Es ist ein Nicht-Investieren in Deutsch-
land oder in Bayern, und ein Konkurrent in einem anderen Land investiert eben 
und übernimmt diesen Marktanteil. So ist das. Deswegen können wir zu Arbeits-
plätzen und zu der Frage, wohin denn verlagert wird, eigentlich wenig sagen.

Wir sehen natürlich, dass aufgrund einiger politischer Entscheidungen in den USA 
für einige Unternehmen dort sehr attraktive Bedingungen geschaffen wurden. Wir 
sehen auch, dass das in China teilweise so ist. Aber das jetzt eins zu eins zuzuord-
nen, ist, glaube ich, nicht möglich.

Wenn man auf die Arbeitsplatzzahlen schaut, dann muss man sagen – ich habe es 
vorhin versucht zu erklären –: Die Chemie ist "die Industrie der Industrie" und belie-
fert fast alle Branchen. Bei dem, was wir im Moment bei der Automobilindustrie 
deutschlandweit sehen – da sind die Zahlen ja in den Zeitungen zu lesen –, ist 
immer auch ein Teil Chemie mit dabei. Das ist selbstverständlich. Inwieweit sich 
das tatsächlich in Richtung Arbeitsplatzabbau niederschlagen wird, das werden wir 
sehen; hoffentlich werden wir das aber auch nicht sehen. Aber da liegt ein biss-
chen meine Befürchtung.

Zur Frage von Herrn Ludwig – Rollentausch –: Ich habe die Frage jetzt so verstan-
den: Was könnte die Staatsregierung in Bayern tun? Ehrlich gesagt: Das ist, Druck 
in Brüssel zu machen. Der erste Punkt wäre, den Wassercent so auszugestalten, 
dass in dieser wirklich schwierigen Phase, die wir gerade haben, nicht noch zu-
sätzliche Kosten auf uns zukommen. Das wäre ein wichtiger Schritt. Es ist ja ein 
Punkt, der in Bayern auch gerade ansteht. Sie haben von den Kollegen die Bei-
spiele gehört, wie es den Unternehmen gerade geht. Das ist jetzt ein entscheiden-
der Zeitpunkt. Zusätzliche Bürokratie sollte man damit nicht einhergehen lassen, 
und man sollte für die Industrie möglichst keine zusätzlichen Kosten herbeiführen.

Zu den Fragen von Herrn Schmid, Zulassungsverfahren neuer Produkte: Ehrlich 
gesagt kann ich darauf keine richtige Antwort geben, ich kann nur sagen: Für die 
Pharmaindustrie sind in Deutschland weniger die Zulassungsverfahren ein relevan-
tes Thema als vielmehr, nachgelagert, das AMNOG-Verfahren, bei dem es für in-
novative Arzneimittel um die Bepreisung geht. Da ist tatsächlich in der letzten Le-
gislatur auf Bundesebene einiges in die falsche Richtung gelaufen. Das AMNOG-
Verfahren gehört weiterentwickelt – aber nicht in der Richtung, wie es geschehen 
ist, nämlich die Hersteller noch mehr bei ihren Verkaufspreisen zu gängeln. Das 
führt nämlich eher dazu, dass Arzneimittel gar nicht mehr auf den Markt kommen – 
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obwohl sie zugelassen sind. Das gilt es hier in vernünftige Bahnen zu lenken, 
damit ein fairer, wettbewerbsfähiger Preis für Arzneimittelhersteller entsteht.

Zur Umweltgesetzgebung war die Frage: Was ist überzogen oder nicht überzogen? 
Ich glaube, ganz ehrlich, viele Umweltgesetzgebungsverfahren, selbst wenn das 
manchmal schmerzhaft für die Unternehmen war, waren in vielen Punkten sehr 
gut. Das ist ein Grund gewesen, warum wir in Deutschland eine sehr umwelt-
freundliche Produktion haben und warum wir viel, viel besser dastehen, als das in 
anderen Regionen der Fall ist. Sie wissen, wie das in sozialistischen Systemen 
war. Man muss nicht weit schauen, um zu sehen, wie das läuft, wenn es eben nicht 
marktwirtschaftlich läuft, sondern planwirtschaftlich.

Ich glaube, der Punkt an dieser Stelle ist nicht: Wo ist jetzt Umweltschutz überzo-
gen? Da haben wir einen guten Standard. Der Punkt sind die Verfahren dahin, die 
Zulassungsverfahren und die Bürokratie rundherum. Wir haben mit der CSRD jetzt 
neue Berichterstattungspflichten. Die bringen dem Umweltschutz null Komma null. 
Das ist nur Aufwand für alle. Sie machen sich keine Vorstellung, welche Heer-
schaaren an Beratern und wie viele Supportleistungen nötig sind, einfach nur um 
das zu machen. Und das ist das, was zu viel ist.

Vor allem sind es die ganzen Änderungen. Auf das, was da ist, haben sich die Un-
ternehmen eingestellt, und das läuft in den meisten Fällen auch. Ich glaube auch, 
kein Unternehmen in der Chemie will wirklich unter das Niveau zurück. Darum geht 
es nicht. Es geht um die Bürokratie, die daran hängt.

SV Dipl.-Ing. Dr. Helmut Waniczek: Die Frage nach dem Personal wurde teilwei-
se schon beantwortet. Aber wir haben ja ein Beispiel in der Autoindustrie, und die 
Probleme der chemischen Industrie sind eine Folge – zumindest teilweise – der 
Probleme in der Autoindustrie. Wir sehen, dass dort Personal freigestellt wird. 
Wenn die Entwicklung so weitergeht und nicht drastische Maßnahmen getroffen 
werden, dann wird das in der chemischen Industrie auch nicht zu vermeiden sein.

Produktionsverlagerungen sind schon im Gange, und es wird diese auf dem Weg 
der Investitionszurückhaltung hier weiter geben. China ist ein sehr aggressiver 
Markt. China ist auch anders strukturiert. Es ist zwar kein sozialistisches Land, 
aber es gibt dort einige Milliardäre, die die Eigentümer der gesamten chemischen 
Industrie sind, und diese arbeiten nach anderen Regeln, als wir das tun.

Eine Sonderwirtschaftszone in Deutschland einzurichten, das kann ich nicht emp-
fehlen. Ein kleines China in Deutschland wird auch nicht helfen, diese Probleme zu 
lösen. Was Sie machen müssen, ist nicht, die Preise zu senken, sondern, die Kos-
ten zu senken. Sie müssen die Herstellungskosten von Strom senken. Es bringt 
nichts, wenn Sie die Kosten verstecken, und irgendjemand anders bezahlt diese, 
und Sie haben dann einen scheinbar niedrigen Strompreis, mit dem Sie einen 
scheinbar günstigen Wasserstoff herstellen können. Das Problem ist, dass eine 
Volkswirtschaft an solchen Allokationen zugrunde gehen kann.

Der CO2-Preis: Dieser verteuert unser gesamtes Leben; er verteuert die Transpor-
te, er verteuert auch den Strom, weil in Deutschland ja bei Weitem kein CO2-freier 
Strom hergestellt wird; vielmehr sind wir eines der Länder mit dem höchsten CO2-
Fußabdruck bei der Stromerzeugung – und das nach Jahrzehnten grüner Politik.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Geres hat sich gemel-
det. Bitte schön.

SV Dr. Roland Geres (FutureCamp): Vielen Dank, Frau Vorsitzende, dass Sie mir 
Gelegenheit geben, noch ein paar Anmerkungen zu machen.
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Zu der Frage von Herrn Lipp: Für die Chemieindustrie ist es wichtig, dass Gas und 
Öl – Öl, das stofflich verwendet wird – nicht der CO2-Bepreisung unterliegen. Das 
ist derzeit so, und es ist auch nicht geplant, das zu ändern. Das nur zur Klarstel-
lung, damit es keine Missverständnisse gibt. Mir sind keine Bestrebungen bekannt, 
weder im nationalen noch im europäischen Recht, daran irgendetwas zu ändern. 
Das, glaube ich, muss man schon sehen.

Ich bin Ihnen, Herrn Born, sehr dankbar, dass Sie auf einen zutreffenden volkswirt-
schaftlichen Fakt hingewiesen haben: Wir verzeichnen negative Entwicklungen im 
Anlagevermögen in der energieintensiven Industrie bereits seit dem Jahr 2000, im 
Grunde schon seit den späten Neunzigerjahren. Das hat zum einen etwas damit zu 
tun, dass wir infolge der deutschen Einheit natürlich auch statistische Effekte 
haben, was die Erneuerung des Anlagenparks in den neuen Bundesländern an-
geht.

Das ist aber nicht der einzige Grund. Es hat auch viel damit zu tun, dass sich, wie 
wir alle wissen, andere Regionen der Welt sehr viel dynamischer entwickelt haben, 
auch aufgrund des dort – zumindest in der Vergangenheit – vorhandenen Nachhol-
bedarfs.

Auf diesen Umstand weise ich deshalb hin: Ja, ich möchte nicht verharmlosen, 
dass wir Wettbewerbsprobleme haben, auch im Zusammenhang mit dem CO2-
Preis. Aber zu glauben, durch Abschaffung von Klimapolitik und CO2-Preis hätten 
wir plötzlich wieder positive Nettoinvestitionen, widerspricht offenkundig den statis-
tischen Fakten. Das kann also nicht der alleinige Grund sein, ohne dass ich etwas 
verharmlosen will. Ich möchte also noch einmal eine Lanze für die Klimapolitik bre-
chen. Der Bedarf ist da, und zwar auf allen Ebenen. Die Aussage des Vorredners 
möchte ich ungern so im Raum stehen lassen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. – Gibt es zu den 
drei vorhin gestellten Fragen noch Wortmeldungen? – Bitte, Herr Dr. Langhammer.

SV Dr. Bernhard Langhammer (ChemDelta Bavaria): Ich möchte auf die Frage 
eingehen – Frau Schreyer hat sie auch gestellt –, welche grundsätzlichen Ände-
rungen wir uns wünschen, wenn es eine neue Bundesregierung gibt oder wenn 
Bayern mehr zu sagen hätte. Wir wünschen uns mehr Realismus in der Energie- 
und Klimapolitik, insbesondere was die zeitlichen Rahmenvorgaben angeht. Bay-
ern glänzt damit, zu versuchen, bis 2040 klimaneutral zu sein. Wir alle wissen: Das 
ist nicht realistisch. Das hilft Ihnen auch nicht, gegenüber Industrie und Wählern 
glaubhaft rüberzukommen. Sie sollten versuchen, da ein Stück mehr Realismus hi-
neinzubringen. Diesen Vorwurf mache ich sozusagen allen.

Was kann speziell aus der bayerischen Sicht getan werden? Ich habe es vorhin 
kurz erwähnt – Herr Kollege Rosenberger hat es konkret für den Chemiepark Gen-
dorf gesagt –: Sie können schon in Bayern manche Dinge, ich nenne es jetzt ein-
mal so, pragmatischer angehen. Schauen wir uns den Umgang mit PFOA-belaste-
tem Boden im Landkreis Altötting an: Ich will nichts schönreden; aber man muss 
auch einen gewissen Realismus an den Tag legen. Wir haben diese Kontamination 
seit 60 Jahren. Sie wird auch noch die nächsten mehrere Tausend Jahre erhalten 
bleiben, weil eine "Rettung" nicht in dem Sinne gelingen wird, dass in dem Land-
kreis der Boden auf 60 Metern ausgegraben und gereinigt und so eine heile Welt 
hergestellt wird. Also müssen Sie überlegen, wie Sie pragmatisch und risikobe-
wusst vorgehen können.

Was sind die Risiken? Ein Risiko ist der Trinkwasserpfad; der ist aber im Griff, weil 
man A-Kohleanlagen hat. Aber muss man jetzt jedes industrielle Projekt auf die 
lange Bank schieben, weil man keine Lösung finden kann? Oder: nicht finden 
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möchte; bei manchen Behörden habe ich dieses Gefühl. Es hat über zehn Jahre 
gedauert, bis überhaupt einmal Bewegung hineinkam. Da können also auch Sie in 
Bayern konkret etwas machen.

Noch zu dem ganz schwierigen Thema Energiekosten: Ja, es geht tatsächlich um 
Kosten. Das ist natürlich schon ein Problem; da liegt Herr Waniczek nicht ganz 
falsch. Sie können nicht, wenn Sie ein System haben, das hohe Kosten erzeugt, 
das Problem gesundbeten nach dem Motto: "Ein anderer muss es bezahlen!"

Man muss aber überlegen. Wir haben einige günstige Energieerzeugungsmöglich-
keiten. Aber wir haben auch ein, ich formuliere es vorsichtig, unglückliches System, 
wie sich Energiepreise bilden. Natürlich ist es so, dass das letzte Kraftwerk mit Gas 
betrieben wird. Wenn der Gaspreis aufgrund der hohen Nachfrage gestiegen ist, 
dann hebt diese Entwicklung auf einmal den ganzen Strompreis an. Dann verdie-
nen manche, die keine geänderte Kostenstruktur haben, nämlich Betreiber von 
Windrädern und von Wasserkraftwerken, plötzlich mehr. Sie machen dann auch 
berechtigt Gewinne; ich will das gar nicht in Abrede stellen.

Aber Sie müssen halt die Folgen sehen: Dann können die Industrien, die auf nied-
rige Energiepreise angewiesen sind – das sind die klassischen energieintensiven 
Produkte –, nicht mehr mithalten. Diese Unternehmen werden Sie mit dieser Me-
thode aus Deutschland verdrängen – mit allen Konsequenzen, also auch mit Ab-
hängigkeiten. Es muss uns klar sein, dass wesentliche Rohstoffe für eine indus-
trielle Welt dann nicht mehr in Deutschland da sind, das heißt, wir werden sie aus 
dem Ausland beziehen müssen – mit allen Folgen.

In einer idealen Welt wäre das topp; denn in einer solchen Welt gehört alles dort 
produziert, wo es am günstigsten zu produzieren ist. Diese Welt ist leider nicht 
ideal, sondern es gibt Interessenszonen und politische Einflussnahmen, mit allem 
Drum und Dran. Wir brauchen einen vernünftigen Weg. Deswegen hoffe ich schon, 
dass Sie Wege finden, ausgewählten Produkten – wir können das nicht auf alle 
Produkte ausdehnen – einen Industriestrompreis zu ermöglichen. Das findet in 
Frankreich, in den USA und in China statt; das wissen eigentlich alle Nationen. 
Dazu müssen Sie sich politisch etwas einfallen lassen. Es ist nicht einfach, aber es 
wird Wege geben.

Ich verlange nicht, dass andere die Herstellkosten komplett subventionieren; das 
hätte keinen Sinn und wäre wirklich falsch. Aber man kann schon einer Industrie 
Stromkontingente so zur Verfügung stellen, dass sie im Prinzip immer noch die 
Herstellkosten decken, aber nicht einem volatilen Marktpreis entsprechen. Das ist 
mein Appell; in diese Richtung sollten Sie denken.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Gibt es dazu noch Redebedarf? 
– Herr Dr. Born noch einmal. Bitte.

SV Dr. Markus Born (VCI): Ich möchte noch eine kurze Anmerkung zu dem ma-
chen, was Herr Dr. Langhammer gesagt hat. Wir haben vorhin kurz darüber ge-
sprochen, dass die Strompreise schon wieder gesunken und im Moment die Netz-
entgelte das Problem sind. Ein Hinweis dazu: Wenn wir wieder eine konjunkturelle 
Belebung sehen, dann werden – weil die Kapazitäten bei uns nicht da sind – die 
Strompreise ganz schnell wieder nach oben gehen und wir haben das gleiche Pro-
blem wieder. Es ist eine Illusion zu glauben, durch das aktuelle Sinken der Strom-
preise sei die Welt wieder in Ordnung. Nichts in Ordnung; man sieht es nur nicht, 
weil wir eine konjunkturelle Flaute haben. Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt: Ich glaube tatsächlich, dass eine staatliche – ich sage es jetzt – 
Subventionierung bzw. Deckelung des Strompreises für die Industrie aus der Sicht 
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der Volkswirtschaft ein Business-Case sei kann. Es ist nämlich gar nicht so wahn-
sinnig viel Geld, das man in die Subventionierung eines Strompreises für die In-
dustrie stecken müsste, um sie hier zu halten. Natürlich muss das kein Strompreis 
sein, der neue Ansiedlungen fördert nach dem Motto: "Alle kommen hier her." 
Darum geht es nicht. Aber das, was wir haben – auch die Assets, die hier stehen 
und produzieren –, hier zu halten, das ist ein Business-Case.

Das wurde sogar einmal ausgerechnet; das wären im Jahr ungefähr 30 Milliar-
den Euro. Wenn Sie Summen hören, über die jetzt auf der Bundesebene diskutiert 
wird, dann wäre das relativ wenig. Das wären zwei Drittel dessen, was allein an 
Gewerbesteuern von der Chemischen Industrie gezahlt wird. Wenn man das also 
ins Verhältnis setzt – ich stimme völlig zu, dass man kein System darauf aufbauen 
darf –, dann kommt man zu dem Ergebnis: Das würde sich rechnen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann rufe ich die nächste Drei-
ergruppe auf: Frau Kollegin Fuchs, dann habe ich mich selbst auf die Liste gesetzt, 
und Kollege Nussel.

Abg. Barbara Fuchs (GRÜNE): Frau Vorsitzende, Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte den Begriff "Realismus", den wir schon öfter gehört haben, aufgreifen. Wir 
hörten mehrfach die Forderung: "Mehr Realismus in der Klimapolitik!" Dem möchte 
ich die Forderung nach einer Abwägung gegenüberstellen. Ich bin sehr daran inte-
ressiert, insoweit ein Gleichgewicht herzustellen. Wir müssen nämlich realistisch 
auch die Folgen des Klimawandels berücksichtigen. Auf der einen Seite steht die 
Klimapolitik, auf der anderen Seite stehen die Kosten, Schäden und der ganze 
Kummer, der mit dem Klimawandel einhergeht. Die Herstellung dieses Gleichge-
wichts hat mir bisher ein bisschen gefehlt. Deswegen wollte ich es zumindest in 
den Raum stellen.

Konkrete Fragen habe ich an Herrn Dr. Zumbusch, Herrn Dr. Steppich und Herrn 
Dr. Geres. Dazu möchte ich in einen anderen Themenbereich gehen. Mir geht es 
jetzt um die Frage: Wie funktionieren die Kooperationen zwischen den Chemieun-
ternehmen und den Forschungseinrichtungen in den Bayern? Gibt es insoweit Un-
terstützungsbedarf?

Auch in anderen Branchen geht es oft um die Frage: Kommen die Forschungser-
gebnisse wirklich in den Unternehmen an? – Deswegen spreche ich jetzt konkret 
die Vertreter der Unternehmen an.

Dann zu der Resilienz von Lieferketten und der Abhängigkeit von internationalen 
Märkten: Wertschöpfung vor Ort – was können wir tun? Über Strom- bzw. Energie-
preise haben wir ausreichend gesprochen. Vielleicht haben Sie noch andere Ideen, 
die hilfreich sind.

Dann geht es mir um die Mitarbeitenden: Gibt es insoweit an den Chemiestandor-
ten Schwierigkeiten oder ist die Versorgung mit Fachkräften ausreichend?

Als Nächstes eine Frage zur dualen Ausbildung und zur Weiterbildung in diesen 
Bereichen: Kann man unterstützen? Braucht es Unterstützung? Gibt es genügend 
Auszubildende? Wie schaut die Situation an dieser Stelle aus?

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Jetzt wechsele ich kurz die Rolle 
und äußere mich auch inhaltlich. – Zum einen finde ich es sehr beachtlich, dass 
alle – bis auf einen – sich hinter die Zielgröße "Klimaneutralität 2045" stellen und 
dass es auch, wie Herr Dr. von Zumbusch es gesagt hat, als Business-Case gese-
hen wird. Die Rahmenbedingungen sind schwierig, und wir als Politik sind jetzt ge-
fragt. Fassen wir es einmal so zusammen.
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Ich stelle die Frage zweigeteilt: Was können wir in Bayern noch besser machen, 
und was wäre jetzt – tatsächlich jetzt – im Bund noch zu tun? Das ist im Grunde 
genau die gegenteilige Frage zu der, die Kollegin Schreyer gestellt hat. Ich stelle 
diese Frage in dem Wissen, dass es auf der Bundesebene im Moment extrem 
schwierig ist; aber es ist ja doch so, dass im Bund einige Gesetzesvorhaben kurz 
vor dem Abschluss standen.

So ist das Thema CCS/CCU eigentlich durchverhandelt. Die Stellungnahmen der 
Industrie sind eingearbeitet. Auch wenn es nicht besonders wahrscheinlich ist, 
frage ich Sie: Ist das ein Gesetzentwurf, von dem Sie sagen, dass er in der Form, 
wie er vorliegt, durchgehen sollte? Oder geht Ihr Appell eher dahin, in einer neuen 
Konstellation neu anzusetzen? Gibt es also Kritik an dem – eigentlich beratungsrei-
fen – Gesetzentwurf?

Das zweite Entlastungspaket wird wahrscheinlich durchgehen. Aber auch das 
Thema "Energiepreise durch Netzentgeltabsenkung vergünstigen" steht immer 
wieder im Raum. Sollte man auch das noch gemeinschaftlich beschließen? Wie ist 
dazu Ihre Einschätzung. Ich vermute, Sie wünschen sich, dass diese Entscheidung 
noch getroffen wird.

Jetzt noch eine Frage auf Bayern bezogen: Wir haben vorhin zwei Beispiele ge-
hört, wie schlecht Genehmigungsverfahren verlaufen können. Themen waren unter 
anderem die Erweiterungsflächen und die Bürokratie allgemein. Wir haben im 
Bayerischen Landtag eine Enquetekommission eingerichtet, in der wir uns mit die-
sem Themenkomplex befassen. Hätten Sie dazu noch konkrete Anregungen? Herr 
Kollege Vogel als Vorsitzender ist unter uns. Auch Herr Nussel setzt sich schon 
seit Langem für die Entbürokratisierung in Bayern ein. Vielleicht können Sie noch 
ein, zwei konkrete Punkte nennen, von denen Sie sich wünschen, dass wir in Bay-
ern entsprechend tätig werden.

Abg. Walter Nussel (CSU): Ich habe, bevor ich etwas zur EU ausführe, eine 
Frage an Herrn Dr. Born und Herrn Dr. Geres zum Thema Grundversorgung; Sie 
haben es vorhin schon angesprochen. Beispiele sind Arznei und hochwertige 
Kunststoffe. Letztere werden in der Medizintechnik, aber auch im Flugzeugbau und 
in anderen Bereichen benötigt. Wie ist da der Anteil zu sehen – prozentual –, wenn 
es so weitergeht und uns die Grundversorgung wegbricht? Vielleicht können Sie 
ansatzweise etwas dazu sagen. Die Bedeutung der Kunststoffe reicht bis zum 
Herzschrittmacher; auch dafür braucht man Kunststoffe. Schon deshalb ist diese 
Frage für die Grundversorgung der Menschen entscheidend. Darum geht es mir.

Eine Frage möchte ich an Sie, Herr Dr. Born, und an den Herrn von der Gewerk-
schaft – ich weiß jetzt den Namen nicht – richten: Was habt ihr damals bei der "Fri-
days-for-Future"-Bewegung gemacht? Hab ihr dagegen argumentiert? Damals 
ging das Ganze los. Auch durch noch so viel Umwandlung unserer Tätigkeiten dür-
fen wir unsere Wirtschaft nicht ins Wanken bringen. Darauf hätte ich gern eine Ant-
wort von Ihnen. Jetzt hecheln wir nur noch hinterher. Ich habe es anderenorts 
schon gesagt, auch bei den Autozulieferern: Ich bin der Meinung, auch hier sitzen 
wir in einem Boot. Wir müssen zukünftig drauf achten, dass wir uns nicht so sehr 
davon leiten lassen, das heißt, durch solche Bewegungen darf nicht alles infrage 
gestellt werden.

Jetzt komme ich zu einem negativen – und vielleicht zu einem positiven – Punkt: 
Ich war zwei Tage in Brüssel und habe dort genau die Punkte, die Sie angespro-
chen haben, massiv thematisiert. Das Negative zuerst: Es kommen – in erster Linie 
aufgrund des Green Deals – jetzt noch 700 bis 800 Rechtsakte auf uns zu. Sie 
haben richtig gehört: 700 bis 800 Rechtsakte, die – in Anführungszeichen – schon 
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schriftlich niedergelegt sind und jetzt ausgerollt werden, das heißt, auf uns noch 
zurollen. Wir sind also insoweit noch nicht am Ende der Fahnenstange angelangt.

Das Positive: Die EU denkt tatsächlich darüber nach – das ist das, was Sie vorhin 
eingefordert haben –, bevor sie solche Dinge macht, Praxis-Checks durchzufüh-
ren. Diese sollen dazu führen, dass man die Auswirkungen sichtbar macht und 
sich nicht vergaloppiert; denn die Folgen dessen können nur mühsam zurückgeholt 
werden. Das, was ich dazu gehört habe – ich war an Gesprächen beteiligt –, 
nehme ich positiv auf. Ich hoffe, dass es gelingt. Das ist eine positive Botschaft. 
Das andere ist natürlich negativ; aber wir müssen dranbleiben.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Jetzt gebe ich den Sachverstän-
digen wieder das Wort. Herr Dr. Zumbusch, Sie sind von Frau Fuchs explizit ange-
sprochen worden. Wir fangen bei Ihnen an. Bitte schön. – Herr Nussel?

Abg. Walter Nussel (CSU): Ich habe noch etwas vergessen. Und zwar wollte ich 
noch einen Hinweis geben: Beide Ministerien, das Umwelt- und das Wirtschaftsmi-
nisterium, arbeiten vehement daran, die Netzstabilisierung über den Notfallplan 
nach vorn zu treiben, damit Genehmigungen viel schneller kommen. Wir sind dabei 
– bloß, dass Sie das wissen. Wir nutzen jetzt alles, um die Genehmigungsverfah-
ren zur Netzstabilisierung zu verkürzen. Die beiden Ministerien arbeiten daran mit 
Hochdruck.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Zumbusch, bitte.

SV Dr. Peter von Zumbusch (Wacker Chemie AG): Frau Fuchs, danke für die 
Frage. Ich verstehe den Punkt: Man muss die Folgen abwägen, sowohl die der Kli-
mapolitik als auch die des Klimawandels. Die Bitte, Pragmatismus in einer Über-
gangsphase walten zu lassen, dient nur dem Ziel, dieses System schnell zum 
Leben kommen zu lassen. Das ist wichtig. Diese Technologien müssen ja auf der 
Herstellerseite, auf der logistischen Seite, also in Bezug auf die Pipelinenetze, und 
auf der Abnehmerseite entwickelt werden. Es muss losgehen. Ich glaube, es geht, 
realistisch gesehen, schneller los, wenn diese großen Netzsysteme sehr schnell 
mit Gas gefüllt werden können; denn dann können Leute etwas abziehen und 
damit etwas anfangen. Es geht wirklich nur darum.

Das muss natürlich begleitet werden, und zwar in Form einer Roadmap; es müs-
sen Ziele gesetzt werden. Es darf natürlich nicht auf Dauer grau bleiben; das ist 
klar. Es geht um die Geschwindigkeit, und diese ist im Moment in Europa nicht 
hoch.

Sie haben ferner nach der Kooperation zwischen Industrie und Forschung gefragt. 
Man sollte nicht alles schlechtreden. Bei dieser Kooperation funktionieren im Mo-
ment Sachen unheimlich toll. Wir haben ein Wasserstoff-Reallabor im ChemDelta 
in Burghausen laufen. Wir arbeiten sehr eng mit der TU München und der Hoch-
schule Rosenheim zusammen, ebenso mit weiteren Forschungseinrichtungen; 
auch Fraunhofer ist beteiligt. Wir werden – davon bin ich überzeugt – sehr gute, 
auch industrierelevante und direkt marktrelevante Ergebnisse erzielen. All diese 
Ansätze dienen übrigens dazu, Technologien für die Transformation zu entwickeln. 
Das ist aus meiner Sicht beispielhaft. Wir brauchen uns jedenfalls nicht zu verste-
cken. Das funktioniert gut.

Frau Schuhknecht, Sie haben unter anderem zu den Gesetzesvorhaben gefragt. 
Ja, man sollte CCS und CCU beschließen. Das brauchen wir bald. Damit müssen 
wir loslegen.

Klar, für eine Senkung der Energiepreise wären wir dankbar. Jeder Schritt hilft.
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Sie haben ferner nach konkreten Maßnahmen zur Entbürokratisierung gefragt. 
Eines stellen wir immer wieder fest: Es werden in letzter Zeit sehr viele Gutachten 
beauftragt, um, ich sage es einmal so, Antragsvorgänge weiterzubringen. Da gibt 
es zwei Hebel. Der eine Hebel ist: Man muss ausreichend gute, qualifizierte Gut-
achter haben. Das ist oft ein Engpass. Darauf muss man schauen.

Der zweite Hebel: Man muss die Behörden so ausstatten, dass sie in der Lage 
sind – und sich trauen –, sich zur Bearbeitung von Themen auch einmal ohne Gut-
achter zu entschließen.

Das wären pragmatische Maßnahmen, die ich empfehlen würde.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Frau Kollegin Fuchs hat noch 
Herrn Dr. Steppich und Herrn Dr. Geres namentlich angesprochen. Herr Dr. Stepp-
ich, bitte.

SV Dr. Daniel Steppich (SGL Carbon): Dann würde ich zunächst einmal auf unse-
re spezifische Situation in Sachen Ausbildung und Fachkräfte eingehen. Unser 
Hauptstandort ist in Meitingen, 20 Kilometer nördlich von Augsburg gelegen – 
wenn man es negativ ausdrückt: nicht sehr zentral. Das heißt, in der Umgebung 
sind wir als einer der größeren Betriebe nach wie vor mit einer gewissen Strahlkraft 
versehen, sodass wir unsere Ausbildungsplätze befüllen können.

Wir sehen aber auch, dass in den vergangenen zehn Jahren die Bewerberzahlen 
deutlich zurückgegangen sind. Hatten wir vor zehn, fünfzehn Jahren noch ein deut-
liches Überangebot und konnten uns die Bewerber, die uns geeignet erschienen, 
aussuchen, so müssen wir aktuell im Wesentlich alles nehmen, was kommt. Wir 
sind ungefähr auf dem Level: Die Ausbildungsplätze, die angeboten sind, werden 
besetzt.

Damit sind wir aber meines Erachtens noch im grünen Bereich, insbesondere an 
diesem Standort. Wir haben ja verschiedene Standorte. Nicht jeder Standort hat 
dasselbe Glück; so möchte ich es einmal bezeichnen. Wir befinden uns in Konkur-
renz um Fachkräfte, sowohl im Bereich der Ausbildung als auch in Bezug auf die 
Fachkräfte, die schon eine gewisse Berufserfahrung haben.

Ich speziell betreue einen Bereich an einem Standort in Hessen und würde be-
haupten, dass wir in den vergangenen beiden Jahren 20 bis 30 % mehr Umsatz 
hätten machen können, wenn die Stellen, die dort offen sind, besetzt gewesen 
wären. Das ist also tatsächlich ein entscheidender Punkt, der uns teilweise zurück-
hält.

Dann ist noch der Punkt "Kooperation mit Unis" angesprochen worden. Insoweit 
möchte ich Herrn von Zumbusch beipflichten. Was ich zusätzlich sagen möchte: 
Da ist natürlich auch die Aktivität des einzelnen Unternehmens gefordert, an die 
Unis zu gehen. Die Ergebnisse kommen nicht von selbst, sondern man muss die 
Kooperation dann auch anstoßen. Wir sind wieder aktiv dabei – wir versuchen 
es –, mit einer Hochschule einen gewissen Themenbereich zu beackern; mal 
schauen, ob uns das gelingt.

Es gibt aber auch Argumente, die dagegensprechen. So geht es um die Frage: 
Was geschieht mit den Ergebnissen? Der Kooperationsvertrag muss so aufgesetzt 
werden, dass die Ergebnisse jedenfalls nicht unmittelbar den Konkurrenten im In- 
und Ausland zur Verfügung gestellt werden. Ich weiß nicht genau, wie man das im-
plementieren kann; aber die Ergebnisse müssen natürlich bei denen bleiben, die 
sie erarbeitet haben. Dass sie irgendwann, nach drei oder fünf Jahren, öffentlich 
werden, versteht sich von selbst.

38
Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode

Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert
Anhörung

19. WI, 05.12.2024

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5282


Die Kooperation mit Unis beinhaltet für uns auch die Zusammenarbeit mit Studen-
ten. Wir schreiben regelmäßig begrenzte Arbeitsthemen, also Projekte, die man in 
vier, fünf, sechs Monaten abarbeiten kann, für Studenten aus und – ich sage es 
bewusst so – hoffen auf Rückmeldungen. Insoweit ist es nach meiner Einschät-
zung in den letzten Jahren zu einer relativen Verschlechterung gekommen, das 
heißt, wir bekommen immer weniger Zulauf bzw. Zuspruch. Ich sage das aus mei-
ner Position heraus; ich bin bei uns für Innovations-, Technologie- und Nachhaltig-
keitsthemen zuständig. Wir tun uns immer schwerer, tatsächlich – ich sage es be-
wusst so – qualifizierte Leute zu finden.

Resilienz war noch ein Thema. Es ist meines Erachtens auch mit den Themen 
Kosten und Zeit verknüpft. Auf die Kosten, insbesondere für Energie, möchte ich 
jetzt nicht näher eingehen; das haben die Vorredner schon massiv getan.

Ich möchte einen Punkt zusätzlich einbringen: Wir befinden uns im Wettbewerb, 
aber nicht nur mit anderen Regionen der Welt, sondern auch intern, also im Unter-
nehmen. Jedes Unternehmen, das mehr als einen Standort hat, schaut, ob am je-
weiligen Standort das Unternehmen wirtschaftlich betrieben kann. Wir haben 
Standorte in China, den USA und anderen Teilen der Welt. Wir am – ich sage es 
bewusst so – "Standort Bayern" werden natürlich regelmäßig gemessen: Wie ist 
unsere Wirtschaftlichkeit im Vergleich zu Standorten in der übrigen Welt? – Dann 
kommen insbesondere die Themen, die vorhin schon ausreichend besprochen 
wurden, wieder auf die Tagesordnung. Wir tun uns also auch im internen Standort-
wettbewerb als deutscher, als bayerischer Standort schwer.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Jetzt habe ich aus dem Kreis 
der Experten Wortmeldungen von Herrn Dr. Geres, Herrn Plenk, Herrn Dr. Wani-
czek und Herrn Rosenberger-Süß. Zunächst Herr Dr. Geres, bitte.

SV Dr. Roland Geres (FutureCamp): Ich würde gern mit der Frage von Ihnen, 
Frau Fuchs, beginnen. Zu dem Thema "Realismus in der Klimapolitik": Für mich ist 
entscheidend, dass wir aufhören, die Zieldebatten immer weiter zu treiben, das 
heißt, wir sollten nicht versuchen, uns auf den verschiedenen Ebenen immer weiter 
zu überbieten; irgendwann ist jemand schon gestern klimaneutral gewesen, ohne 
dass tatsächlich etwas erreicht worden wäre. Das ist ein ganz zentraler Punkt. Ich 
bin mir ziemlich sicher, dass das auch hier konsensfähig ist.

Noch zu dem Punkt Realismus: Herr Nussel, Sie haben von den 700 bis 800 zu 
erwartenden Rechtsakten gesprochen. Das ist auch für einen Fachberater kein 
Vergnügen – glauben Sie mir das –, weil unsere Kunden erwarten, dass wir sie alle 
kennen. Das ist natürlich nicht möglich; das ist klar. Da muss man auch aufpassen.

Es gibt aber auch Regulierungen, die Chancen beinhalten, zum Beispiel für die 
Forst- und Landwirtschaft, Stichwort: Zertifizierung von dauerhaften CO2-Entnah-
men. Das ist eine neue Verordnung, die bald in Kraft treten wird. Sie ist auch für 
die Industrie wichtig, weil sie auch technische Senken berührt. Nicht jeder Regulie-
rungsakt ist überflüssig – das will ich damit sagen.

Zu den Wertschöpfungsketten und auch zu dem Thema Resilienz wurde vorhin ein 
wichtiger Hinweis gegeben – ich glaube, Herr Rosenberger-Süß war es; Herr 
Langhammer und Herr Hartmann haben es auch angesprochen –: Wir haben an 
den Verbundstandorten – gerade in der Chemieindustrie hat das Tradition – große 
Effizienzvorteile, laufen aber Gefahr, diese zu verlieren, wenn die Verbundstandor-
te weiter geschwächt werden.

Ich sehe also durchaus eine Möglichkeit – wir sind ja hier im Wirtschaftsaus-
schuss –, die industrielle Basis in Bayern zu stärken: indem man den Gedanken 
der Verbundstandorte gezielt aufgreift, übrigens auch branchenübergreifend. Spä-
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testens dann, wenn wir an die Nutzung von CO2 gehen, bewegen wir uns über 
Branchengrenzen hinaus. Das ist etwas, was man machen kann und was auch zur 
Resilienz beiträgt.

Zu dem Thema Resilienz gehört natürlich auch, sich mit den Folgen des Klimawan-
dels auseinanderzusetzen. Diese Folgen sind schon spürbar und werden sich wei-
ter verschärfen. In diesem Zusammenhang werden viele Fragen berührt, die auch 
in Landesverantwortung, das heißt in der Verantwortung des Freistaates Bayern 
sind, zum Beispiel Landesplanungsfragen.

Dann vielleicht noch ein allerletzter Punkt – Frau Schuhknecht, Sie haben danach 
gefragt –: das Kohlendioxidspeichergesetz. Ja, ich würde tatsächlich dafür werben, 
egal, wie man dazu steht und ob man es für perfekt hält oder nicht. Wenn wir es 
jetzt nicht hinbekommen, dann beginnt der gesamte Prozess von vorn. Wir alle 
wissen, was das in der parlamentarischen Praxis in Berlin bedeutet. Dort ist ein 
Jahr gar nichts.

Wir waren an der Erarbeitung der Carbon-Management-Strategie und der dazuge-
hörigen Studie beteiligt. Diese ist bis heute nicht veröffentlicht, obwohl nichts drin-
steht, was man verheimlichen müsste. Damit ich nicht missverstanden werde: Das 
ist kein Spezifikum dieser Regierung. Die Prozesse dauern einfach. Daher sollte 
man sich schon überlegen, was man vielleicht noch durchbekommen kann.

Wenn ich mir schon etwas wünschen darf: Ich würde auf diese Wunschliste gern 
noch das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz, TEHG, setzen. Das europäische 
Recht ist in Kraft. Wir brauchen dieses Umsetzungsgesetz. Es beinhaltet auch sehr 
viele praxisbezogene Dinge, sowohl für die Unternehmen als auch für die zuständi-
gen Behörden. Indirekt berührt es auch Landesbehörden, etwa mit Genehmigungs-
fragen rund um das TEHG. Ich sehe also keinen Grund, warum man dieses Ge-
setzt jetzt unbedingt untergehen lassen muss. Sie haben ja gefragt, was ich mir 
wünsche, aber nicht, was ich für realistisch oder wahrscheinlich halte.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Wünschen können wir uns viel. 
Aber es ist auch gut, wenn man sich manchmal Dinge wünscht. – Als Nächster, 
Herr Plenk bitte.

SV Dr. Stefan Plenk (IGBCE): Ich bin zweimal angesprochen worden. Zunächst 
möchte ich etwas zu dem Thema Ausbildung sagen. Aus unserer Sicht – das er-
kennen wir, wenn wir unsere Branchen anschauen – ist der Bedarf nicht gedeckt. 
Wir verzeichnen eine Schieflage, vor allem im gewerblichen Bereich. Wir stellen 
fest, dass unsere Betriebe gerade für die Berufe Maschinen- und Anlagenführer, 
Chemikanten, Pharmakanten und Lageristen nicht genügend Auszubildende be-
kommen. Gerade für Unternehmen im KMU-Bereich ist es teilweise sehr schwierig, 
insbesondere bei den Lone-Herstellern. Aber es fängt mittlerweile auch in der 
Großchemie an, das heißt, auch dort haben wir in diesem Bereich schon Schwie-
rigkeiten. Das liegt einerseits an der Demografie und andererseits daran, dass 
Ausbildungsberufe, in denen Schichtarbeit droht, für Auszubildende nicht mehr 
wirklich attraktiv sind. Zudem liegt es daran, dass sehr viele junge Menschen aufs 
Gymnasium gehen und studieren.

Wir versuchen auf verschiedenen Wegen, Lösungen zu finden. Ein Beispiel ist der 
Unterstützungsfonds der chemischen Industrie für Auszubildende mit einem be-
sonderen bzw. schwierigen Bildungshintergrund. Das ist Gegenstand von tarifver-
traglichen Gesprächen mit dem Arbeitgeberverband Chemie gewesen. Wir versu-
chen auch, die Attraktivität der Schichtarbeit zu erhöhen. Das alles geschieht aber 
auf tarifvertraglicher Ebene. Das gelingt also nicht überall. Im Chemiebereich sind 
wir insoweit relativ weit.
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Aus unserer Sicht wäre es generell sinnvoll, wenn man sich auch auf politischer 
Ebene Gedanken darüber machen würde, wie man gewerbliche Ausbildungsberufe 
attraktiver gestalten könnte. Wir sehen Potenzial auch bei Quer- bzw. Späteinstei-
gern und bei Menschen mit Behinderung. Dieses Ausbildungspotenzial ist noch 
nicht ausgeschöpft. Wir weisen in Zusammenarbeit mit den Arbeitgebern immer 
wieder darauf hin. Im vergangenen Jahr haben wir bundesweit eine Veranstal-
tungsreihe zum Thema Fachkräftemangel lanciert. Wir sehen aber, dass es auch 
für die Politik entsprechenden Handlungsbedarf gibt, weil nicht jeder Bereich so 
gute und solide Tarifverträge hat, wie es in der chemischen Industrie im Großen 
und Ganzen der Fall ist.

Was das Thema "Fridays for Future” betrifft: Wir als IGBCE sind dafür bekannt, 
dass wir nach Möglichkeit mit allen Stakeholdern reden. Wir verstehen uns als 
Stimme der Vernunft und der Sozialpartnerschaft. Wir haben versucht, mit der Kli-
maschutzbewegung zu sprechen und uns vernünftig auszutauschen. Man sollte 
mehr an einem Strang ziehen, damit die Stimmen, die für eine vernünftige Politik 
und für das Zuhören stehen, mehr gehört werden. Ich würde also dem Kollegen ein 
Stück weit recht geben: Wir sollten versuchen, stärker an einem Strang zu ziehen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Waniczek, bitte.

SV Dipl.-Ing. Dr. Helmut Waniczek: Ich möchte auf mehrere Fragen eine Antwort 
geben. Die Dame – Frau Fuchs, glaube ich, war es – macht sich Sorgen um das 
Klima und den CO2-Ausstoß. Ich möchte Ihnen zeigen, was eine Absenkung des 
CO2-Ausstoßes der Menschheit bringt. Wir haben nämlich ein Riesenexperiment 
gemacht, um das nachzuweisen.

Es gibt die sogenannte Keeling-Kurve; das ist die offizielle Kurve der Entwicklung 
der CO2-Konzentration. Diese wird in der Mitte des Pazifiks regelmäßig gemessen; 
die Kurve kann man im Internet sehen. Wir haben – wegen der Pandemie – vor 
drei Jahren den CO2-Ausstoß der gesamten Welt dramatisch reduziert, auf ein 
noch nie dagewesenes Maß, und das über fast zwei Jahre. An der Keeling-Kurve 
kann man ablesen, was diese drastische CO2-Absenkung gebracht hat – nämlich 
nichts, gar nichts.

Das ist für jeden nachvollziehbar. Jeder kann die Kurve des CO2-Ausstoßes der 
Menschheit im Internet nachvollziehen, jeder kann sich die Keeling-Kurve an-
schauen. Sie sehen: Selbst wenn wir in Europa kein CO2 mehr ausstoßen würden, 
würde das gar nichts ändern.

Wir haben noch einen anderen Großversuch gemacht, und zwar in die andere 
Richtung. Nicht wir, aber irgendjemand hat die Erdgasleitung "North Stream 2" ge-
sprengt. Bei der Sprengung sind plötzlich Milliarden Kubikmeter Erdgas freigewor-
den. Diese Milliarden Kubikmeter Erdgas werden in der Atmosphäre automatisch 
über kurze Zeit zu CO 2. Und was haben wir daraufhin an der Keeling-Kurve gese-
hen? Ebenfalls nichts! – Wenn Sie auf Teufel komm raus CO2 einsparen wollen, 
sollten Sie bitte bedenken, was die Auswirkungen sind.

Zur Forschung wollte ich auch noch ein paar Worte sagen: Herr Zumbusch hat den 
Blick nach vorn gerichtet und meint, dass die Klimaforschung noch industriell rele-
vante Prozesse bringen würde. Ich möchte den Blick zurück richten; denn wir ma-
chen diese Forschung schon seit über 20 Jahren. Was hat sie denn gebracht? 
Wasserstoffpaste, Wasserstoff enthaltende Flüssigkeiten, Elektrolyse, Brennstoff-
zellen. Und alles wurde nicht verbessert! Der Wirkungsgrad von Brennstoffzellen 
und Elektrolyse ist seit 20 Jahren konstant. Minimale Verbesserungen wurden er-
reicht. Durch Hochdruck-, PEM- oder Hochtemperaturelektrolyse wurden ein paar 

Anhörung
19. WI, 05.12.2024

Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 41

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5282


Prozente mehr Wasserstoff erzeugt. Wir sind bei diesen Prozessen so ziemlich am 
Ende des technisch und naturwissenschaftlich Möglichen angelangt.

Wenn ich bitte noch ein Wort zu Ihnen sagen darf, Frau Schuhknecht: Ich bin 
schon in vielen Ausschüssen in vielen Ländern gewesen und habe noch nie eine 
so faire Ausschussführung wie Ihre gesehen; danke schön.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Das nehme ich mir jetzt einmal 
als Lob. – Herr Rosenberger-Süß, bitte.

SV Tilo Rosenberger-Süß (InfraServ Gendorf): Ich möchte auf Frau Fuchs zu-
rückkommen. Sie baten darum – so habe ich Sie verstanden –, Ihnen zur Situation 
bei Fachkräften und Ausbildung einen Einblick zu geben. Das möchte ich noch ein-
mal anreichern, weil wir als Standortbetreiber am Chemiepark eine Bildungsakade-
mie unterhalten und dort Aus- und Weiterbildung für unsere Fachkräfte bzw. poten-
ziellen Fachkräfte anbieten.

Wir bilden an dem Standort 400 – manchmal sind es auch 420 – junge Mitarbeite-
rinnen für unsere Standortunternehmen sowie für die Unternehmen im näheren 
Umkreis des Chemieparks aus. Das hält sich in etwa die Waage, 50/50.

Was wir merken, ist – ich glaube, Herr Kollege Steppich hat es schon geschildert –, 
dass es weniger Bewerbungen gibt. Wir stellen aber auch fest, dass sich die Quali-
tät der Bewerber ein Stück weit verschlechtert hat.

Auf der anderen Seite sind wir damit konfrontiert, dass es, wenn ich richtig infor-
miert bin, im nächsten Jahr keinen Abi-Jahrgang geben wird. Das wird die Situa-
tion nochmals verschärfen.

Zudem merken wir in der Region, dass unsere Azubis immer weniger Möglichkei-
ten haben, mit dem öffentlichen Personennahverkehr zum Chemiepark zu kom-
men. Unser Ausbildungsradius, also die Zahl an potenziellen Bewerbern, nimmt 
dadurch noch einmal ab. Einige, die möglicherweise Interesse haben, stellen sich 
nämlich die Frage, wie sie den Chemiepark überhaupt erreichen können. In den 
vergangenen Jahren wurden bei uns in der Region drei Buslinien eingestellt. Im 
vergangenen Jahr war es tatsächlich so, dass ein Azubi von einem Tag auf den an-
deren nicht mehr zum Chemiepark kam.

Was wir jetzt tun, ist, Fahrgemeinschaften zu fördern, zum Beispiel durch Apps. 
Das, was wir selbst tun können, ist aber nur ein kleiner Tropfen auf den heißen 
Stein.

Das ist also eine Frage, die man sich stellen muss: Wie kann der öffentliche Perso-
nennahverkehr oder die Mobilität generell gefördert werden? Auch da drückt uns 
der Schuh.

Das vielleicht noch als Input.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Jetzt habe ich noch Herrn 
Dr. Born und Herrn Dr. Hartmann auf der Rednerliste. Dann würde ich gern in die 
letzte Fragerunde einsteigen.

SV Dr. Markus Born (VCI): Auch ich bin ein paar Mal angesprochen worden; des-
wegen wollte ich dazu etwas sagen. – Ich beginne mit der Frage von Frau Fuchs 
zum Realismus. Die CO2-Einsparungen in Deutschland beeinflussen nicht direkt 
die Temperatur in der Atmosphäre, sondern das ist die globale CO2-Konzentration. 
Deswegen funktioniert das Narrativ "Wenn wir hier nur schnell genug und viel 
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genug sparen, dann wird dadurch das Klima gerettet" eben nicht. Deswegen stellt 
sich für uns eher die Frage: Was kann eigentlich die Rolle von Deutschland sein, 
um global beim Klimaschutz voranzukommen?

Die erste Antwort ist: Der Weg in Richtung Klimaneutralität muss gemeinschaftlich 
mit der Wirtschaft gegangen werden. Ich habe vorhin schon versucht, es klarzuma-
chen: Klimaschutz ohne chemische Industrie ist nicht möglich. Deswegen müssen 
wir einen Weg finden, wie wir diese und alle anderen Industrien am Leben erhalten 
und trotzdem beim Klimaschutz vorankommen können.

Die Lösung für Deutschland ist, dass wir diejenigen sind, die – wahrscheinlich – 
am besten Technologien bereitstellen, die dann auch in vielen anderen Ländern ein 
Hebel sein können, um dort Klimaschutz effizient zu betreiben. Das wäre meine 
Antwort auf die Frage zum Realismus. Anders formuliert: Wirtschaft stärken, viel-
leicht auch Innovationen in Richtung Klimaschutz stärken und so ein Exporteur von 
Technologien in andere Länder werden.

Zu dem Thema Fachkräfte – das war auch eine Ihrer Fragen – hat Herr Plenk 
schon bestens ausgeführt, und es wurde auch schon vielfach kommentiert. Das 
Thema Demografie schlägt jetzt massiv zu. Wir haben gerade in der kunststoffver-
arbeitenden Industrie, insbesondere im ländlichen Bereich, große Schwierigkeiten, 
die angebotenen Ausbildungsplätze zu besetzen. Die Anzahl der angebotenen 
Ausbildungsplätze, insbesondere in der Chemie, hat stetig zugenommen – ich 
spreche von Bayern; wir sind ja hier der Arbeitgeberverband –, aber wir haben 
immer mehr Probleme, die Ausbildungsplätze zu besetzen, vor allem: qualitativ gut 
zu besetzen.

Zu der Frage, ob Vorbereitungsmaßnahmen dabei helfen: Ja, das tun sie. Wir sind 
gemeinsam mit der IGBCE bei der Förderung dabei; dies gilt auch für den Unter-
stützungsfonds. Aber das ist natürlich für die Unternehmen eine zusätzliche Schlei-
fe, weil die Auszubildenden, bevor sie ihre Ausbildung anfangen können, ein Jahr 
im Unternehmen weitergebildet werden müssen. Das ist natürlich auch für die Un-
ternehmen eine Herausforderung.

Zu der Frage nach der dualen Ausbildung: Wir sehen, dass der Trend dort hingeht. 
Immer mehr Schüler gehen nach der Realschule doch noch auf die FOS oder ma-
chen Abitur und beginnen dann eher eine duale Ausbildung. Das ist ein guter 
Trend.

Wir sehen auch, dass viele der – ehemaligen – Ausbildungsberufe derzeit oft von 
Masterstudenten besetzt werden, das heißt, dass diejenigen, die ein Studium ab-
solviert haben, in diesen Berufsbereich hineindiffundieren.

Es gibt also auch Kompensationsbewegungen. Aber das Thema Demografie ist ein 
Problem, vor allem in ländlichen Regionen und in kleineren Betrieben, die es zur-
zeit vielleicht auch wirtschaftlich schwer haben. Da überlegt sich der Auszubilden-
de gleich dreimal: Gehe ich jetzt dorthin oder lieber zu einem großen Unterneh-
men? Oder mache ich etwas anderes?

Zu der Frage nach dem Gesetzentwurf zu CCS und CCU kann ich nur sagen: Der 
VCI befürwortet die Verabschiedung dieses Gesetzes.

Zum Thema Netzentgelt: Das, was von der Bundesregierung bisher angedacht ist, 
reicht bei Weitem nicht aus. Wir müssen bei den Netzentgelten auf ein Niveau von 
2023 kommen. Das, was vorgeschlagen worden ist, reicht nicht aus.

Zu der Frage von Herrn Nussel nach der Grundversorgung: Das ist wirklich eine 
schwierige Frage. Die Kommunalabwasserrichtlinie macht insbesondere bei Stan-
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dardarzneimitteln, die im OTC-Bereich verkauft werden, wirklich Probleme. Diese 
werden vom Markt verschwinden, und zwar nicht deshalb, weil sie nicht verfügbar 
sind, sondern deshalb, weil die Hersteller sie hier nicht mehr verkaufen; denn es 
rentiert sich nicht. Der Arzneimittelmarkt ist hoch reguliert. Die Anbieter können 
ihre Preise nicht anheben, aber man bürdet ihnen Kosten auf. Man hat schon in 
der Krise vor zwei Jahren gesehen, was mit Kinderfiebersäften passiert ist. Für 
diese waren Margen sowieso schon fast nicht existent. Wenn dann kleine Schwan-
kungen da sind, dann verschwinden sie einfach vom Markt.

Wir werden in Zukunft – insbesondere deshalb, weil die Fluorpolymere in dem 
PFAS-Dossier auf EU-Ebene nicht ausgenommen sind – tatsächlich ein Riesen-
problem bei der Versorgung mit Fluorpolymeren bekommen. Wenn das Dossier so 
umgesetzt wird, wie es jetzt vorliegt – wovon wir hoffentlich alle nicht ausgehen 
müssen –, dann bekommen wir ein massives Problem bei der Versorgung mit die-
sen Materialien. Das wird zahlreiche Industriebereiche treffen. Viele machen sich 
noch gar keine Vorstellung davon, wo das der Fall sein wird. Ob es Anlagen sind, 
die irgendwelche Sachen produzieren, ob es Teile von Produkten sind – im indus-
triellen Bereich ist das eine Katastrophe.

Im Endnutzerbereich betrifft es zum Beispiel Outdoor-Jacken. Ich weiß nicht, ob 
man Fluorpolymere dafür wirklich braucht, wahrscheinlich nicht, und auch für Brat-
pfannen gibt es andere Lösungen. Das ist überhaupt nicht das Thema. Das Thema 
ist tatsächlich die industrielle Nutzung. Der Verbleib der Fluorpolymere am Ende 
ihres Lebens kann durchaus geregelt werden, ohne dass man sie verbietet.

In Bezug auf diese zwei Punkte mache ich mir echt ein bisschen Sorgen. Ansons-
ten ist es ein sehr weites Feld, wo ich mich jetzt auch, ehrlich gesagt, überfragt 
fühle.

Zu der Frage nach "Fridays for Future": Wir haben uns intensiv Gedanken ge-
macht: Wie können wir dem kommunikativ in irgendeiner Form sinnvoll begegnen? 
– Aber wir mussten feststellen, dass die Macht der Medien sehr groß ist. Alles, was 
wir veröffentlicht und gesagt haben, ist ein bisschen untergegangen. Das ist die 
ehrliche Antwort an dieser Stelle.

Herr Nussel, Sie haben gesagt, 700 bis 800 Rechtsakte seien noch zu erwarten. 
Das war ein Schock, als ich es hörte. Aber als ich noch einmal darüber nachge-
dacht habe, ist mir klar geworden: Das passt absolut zu der Erfahrung, die wir mit 
Brüssel gemacht haben. In den Generaldirektionen ist überhaupt noch kein Um-
denken passiert. Es läuft zu hundert Prozent so weiter, übrigens auch mit den alten 
Maßgaben im Sinne von Stoffbewertung, also gefahrenorientierter Ansatz statt risi-
kobasierter Ansatz, und so weiter. Ich kann nur noch einmal darum bitten, dem ir-
gendwie einen Riegel vorzuschieben, damit es nicht noch schlimmer wird.

SV Dr. Sven Hartmann (Alzchem Group): Auch ich möchte zu ein, zwei Punkten 
noch einmal kurz Stellung beziehen. – Zu dem Thema Fachkräfte und Auszubil-
dende haben die Kollegen schon viel gesagt. Es geht uns natürlich ähnlich. So 
schön es bei uns im Chiemgau ist – er ist alles andere als zentral gelegen. Man tut 
sich manchmal schon schwer, den einen oder anderen von den Fachkräften, der 
eher großstadtaffin ist, zu uns ins Südostbayerische zu locken.

Was die Ausbildung angeht, so geht es uns auch so, dass wir eine größere Her-
ausforderung damit haben, alle Ausbildungsplätze zu besetzen. Wir investieren ge-
rade relativ viel Geld in ein neues Ausbildungszentrum für unsere Laboranten, um 
die Attraktivität zu erhöhen. Das sind Dinge, die man auch selbst machen kann.
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Die Gewinnung ausgebildeter Fachkräfte ist natürlich ein sehr weites Feld. Das be-
ginnt schon bei der Frage, ob ausreichend Wohnraum vorhanden ist. Es ist für eine 
Familie nicht so einfach, bei uns in der Ecke eine günstige Immobilie zu finden; ich 
habe das vor zweieinhalb Jahren selbst durchgemacht. Man kann sicherlich auch 
vonseiten der Staatsregierung noch ein bisschen was tun, um die Attraktivität der 
ländlichen Räume zu bewahren oder zu steigern. Auch der Breitbandausbau ge-
hört dazu.

Dann noch einmal zu dem Punkt, der vorhin angesprochen wurde: CO2-Beprei-
sung und die Auswirkungen der Klimapolitik auf die Standortattraktivität bzw. die 
Wettbewerbsfähigkeit. Dazu kann ich ein Beispiel aus unserem Bereich geben. Ein 
bestimmtes Produkt bekommen Sie bei uns zu einem Preis, der so ist, wie er ist. 
Bei den chinesischen Konkurrenten zahlen Sie ein Fünftel bis ein Zehntel pro 
Tonne Produkt. Gleichzeitig ist bei chinesischen Produkten der CO2-Fußabdruck 
vier- bis fünfmal höher als bei unseren Produkten. Wenn man auf dem Weltmarkt 
nur preismäßig unterwegs ist, dann ist es schon sehr schwierig, unser Produkt an 
den Mann zu bringen, weil der CO2-Fußabdruck in vielen Fällen leider keine ent-
scheidende Rolle bei der Geschäftsentscheidung spielt.

Die EU hat sich für den Binnenmarkt den Grenzausgleichsmechanismus einfallen 
lassen, um ein Level Playing Field zu schaffen, das heißt, dass für bestimmte Pro-
dukte, die nach Europa importiert werden, ein Aufpreis gezahlt werden muss. Das 
ist eigentlich eine schöne Idee. In der Praxis sieht es aber so aus, dass der Verwal-
tungsaufwand für alle europäischen Firmen immens ist, weil man von irgendwel-
chen Importeuren diverse Zahlen herbeischaffen muss, die man glauben kann oder 
auch nicht. Umgekehrt gibt es einen Haufen Umgehungsmöglichkeiten, sodass am 
Ende der Effekt wahrscheinlich relativ überschaubar sein wird. Wenn man Produk-
te nach außerhalb der EU exportieren will, wie wir und viele andere es machen, 
dann hilft einem das gar nichts, weil die höheren Kosten trotzdem anfallen.

Insofern sage ich: Die Punkte, die Herr Langhammer angesprochen hat – mehr 
Realismus und die Zeiträume im Blick behalten –, sind sehr wichtig; denn Europa 
ist keine Insel. Auch wenn man weltweit unterwegs ist, muss man schon schauen, 
dass Chancengleichheit und Fairness gewahrt werden, weil andere Weltregionen 
deutlich hinter uns herhinken.

Dann noch einmal zu der Frage, was wir uns von der bayerischen Seite wünschen. 
Zunächst einmal geht ein Lob an das Wirtschaftsministerium. Mit diesem sind wir 
immer in einem sehr guten Austausch und es unterstützt uns in vielen Punkten gut, 
auch gegenüber Brüssel.

Es gibt aber auch andere Dinge. Wir wollen gerade ein neues Produkt am Markt 
einführen, wofür wir auch vonseiten der Staatsregierung bzw. der nachgeordneten 
Behörden ein bisschen Unterstützung bräuchten. Ich nenne als Beispiel die Auf-
nahme in den Klimarechner. Herr Geres hat schon die Speichermöglichkeiten im 
Rahmen von Carbon Farming angesprochen. Mit unserem Produkt wären wir ganz 
gut für die Landwirtschaft unterwegs, und wir hätten vonseiten der Behörden gern 
eine entsprechende Bestätigung. Die Forschungen dazu haben wir alle gemacht. 
Aber es gibt immer wieder Ausreden, warum das im Moment nicht gehe oder 
warum andere Sachen gerade wichtiger seien. Da würden wir uns an der einen 
oder anderen Stelle auch mehr Unterstützung von den Landesbehörden wün-
schen.

Abg. Tobias Beck (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Was mir etwas zu kurz gekommen ist, ist die PFOA-/
PFAS-Thematik. Gibt es Möglichkeiten, das Ganze zu substituieren? Es sind ja 
doch Sachen, die lebenswichtig sind; Walter Nussel hat es schon angesprochen. 
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Wie schaut der Zeithorizont aus? Ich denke nicht, dass es morgen verfügbar sein 
wird, wenn es gestern mehr oder weniger, in großen Teilen, verboten worden ist.

Meine zweite Frage – Herr Dr. Born hat diesen Punkt schon angesprochen –: Die 
Investitionen laufen bei uns in der Region eher vermindert weiter. Wie schaut es 
damit in anderen Regionen Europas aus? Läuft es dort besser? Sind auch dort we-
niger Investitionen angedacht? Was Deutschland betrifft, so haben wir gehört, dass 
BASF am Standort Ludwigshafen etwas abbauen möchte. Ist das also ein bayeri-
sches Problem, oder ist es nicht ein deutsches Problem? Ist es vielleicht sogar ein 
europäisches Problem? Es wird natürlich für die Bayerische Staatsregierung immer 
schwerer, Maßnahmen dagegen zu ergreifen, wenn die Abwanderung ein Problem 
ist, das ganz Europa betrifft.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Als Nächster Herr Köhler, bitte.

Abg. Florian Köhler (AfD): Mich würde interessieren, ob der VCI oder die hier an-
wesenden Unternehmensvertreter Erfahrungen damit haben, wie die ordnungspoli-
tischen Rahmenbedingungen speziell in Bayern und in Deutschland insgesamt im 
Vergleich zu denen in den USA und in China sind. Welche Unterschiede bestehen 
hinsichtlich der Regularien, der Besteuerung, der CO2-Bepreisung, der Fachkräfte-
situation und der staatlichen Förderung? Was können wir von unseren Konkurren-
ten lernen? Welche Erfahrungswerte haben Sie diesbezüglich?

Was mich ebenfalls interessieren würde: Ist die Kopplung von Wind- und/oder So-
larparks an Chemieproduktionsstandorten hier in Deutschland betriebswirtschaft-
lich sinnvoll, insbesondere im Hinblick auf die Volatilität der Stromerzeugung?

Vorhin wurde CBAM angesprochen. Welche Auswirkungen hat denn der CO2-
Grenzausgleichsmechanismus der EU auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der bayerischen Chemieindustrie? So, wie ich es verstanden habe – ich glaube, 
Herr Dr. Hartmann sprach dazu –, bedeutet CBAM für die Unternehmen hier mehr 
Bürokratie und mehr oder weniger eine Verteuerung der Vorprodukte. Außerdem 
gibt es sehr viele Ausnahmetatbestände.

Meine letzte Frage: Welche Auswirkungen hat die Lieferkettengesetzgebung auf 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der bayerischen Chemieindustrie? Ich 
habe den Eindruck, dass auch das zu einer Verteuerung der Vorprodukte und zu 
erhöhtem Verwaltungsaufwand für die Unternehmen führt.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich schaue jetzt zu den Kolle-
gen: Ich habe den Eindruck, dass wir uns langsam müde diskutiert haben. Sehr 
viele Themen sind schon besprochen worden. Ich möchte die Diskussion aber 
nicht abwürgen. Wenn noch eine Frage aus dem Kollegenkreis offen ist, dann kann 
sie jetzt gern gestellt werden. – Ich sehe aber, dass das nicht der Fall ist. Wir kön-
nen damit an dieser Stelle einen Strich ziehen und die letzte Antwortrunde der Ex-
perten einläuten. Namentlich ist niemand angesprochen worden. Wir beginnen mit 
Herrn Dr. Steppich.

SV Dr. Daniel Steppich (SGL Carbon): Ich möchte gern auf die PFAS-Frage von 
Herrn Beck antworten. Das ist die Thematik, auf die ich heute maßgeblich einge-
gangen bin. Die Frage war ja: Ist PFAS substituierbar? Darauf kann ich ganz klar 
antworten: Jein.

Zunächst einmal grundsätzlich: PFAS ist nicht gleich PFAS. PFAS ist ein Oberbe-
griff für eine Vielzahl – mehrere Tausend – von Einzelsubstanzen mit unterschiedli-
chen Eigenschaftsprofilen. Sie werden in verschiedenen Bereichen eingesetzt. Sie 
müssen sich anschauen, welches die Einsatzgebiete sind und welche Anforderun-
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gen erfüllt werden müssen, und dann entscheiden, ob eine Alternative existiert 
oder eben nicht.

Es ist schon angeklungen: Für PFAS in der Regenjacke wird es eine Alternative 
geben; das scheint kein Problem zu sein. Das gilt ebenfalls für Pfannen, auch 
wenn die Franzosen wohl explizit Pfannen mit Teflon-Beschichtung behalten wol-
len; das ist vielleicht ein Charakteristikum.

Um es spezifischer zu machen: Die PFAS, um die es uns geht, sind im Wesentli-
chen Fluorpolymere. Diese werden im chemischen Bereich dort eingesetzt, wo es 
sicher keine Alternative gibt. Das hat einen einfachen Grund: PFAS hat ein Cha-
rakteristikum – das ist auch in den Unterlagen zum Restriktionsverfahren so nach-
zulesen –, eine C-F-2- und C-F-3-Bindung, also eine Kohlenstoff-Fluor-Bindung. 
Ich bin kein Chemiker, aber so viel weiß ich: Eine Kohlenstoff-Fluor-Bindung ist die 
energetisch stabilste Bindung, die es im Periodensystem gibt. Wenn Sie mit irgend-
etwas aus der organischen Chemie diese Bindung aufbrechen wollen, scheitern 
Sie.

Alles, was diese Bindung nicht hat, ist schon per se weniger stabil. Gehen wir im 
chemischen Bereich von einer Anwendung aus, in der Sie diese Stabilität brau-
chen – jetzt möchte ich den pharmazeutischen Bereich hernehmen –: Stellen Sie 
sich vor, Sie haben einen Reaktionsraum, ausgekleidet mit PTFE, und dort findet 
eine Reaktion statt. Die Bedingungen sind in der Regel so harsch gewählt, dass 
die Reaktion effektiv stattfindet, und es werden Reaktanten gewählt, die diese Re-
aktivität mitbringen. Wenn Sie mit PTFE oder Fluorpolymeren ausgekleidet haben, 
reagiert Ihr Medium nicht mit der Wand und es kommt nichts in das Produkt hinein. 
Wenn Sie dagegen eine Wandbeschichtung bzw. ein Arbeitsmaterial einsetzen, die 
bzw. das weniger stabil ist, dann hält das zwar bestimmte Bedingungen aus, aber 
andere Bedingungen gegebenenfalls nicht.

Die Pharmaindustrie ist ein gutes Beispiel. Dort kommen Mehrzweckanlagen 
immer mehr in Mode. Da die Produktionsvolumina relativ gering sind, wird ein und 
dieselbe Anlage für die Produktion verschiedener Endprodukte bzw. Substanzen 
verwendet. In einer Woche arbeiten Sie vielleicht – ich werfe jetzt einfach etwas in 
den Raum – mit Schwefelsäure, in der nächsten Woche mit Salzsäure oder einer 
Lauge. Die Wandung der Behälter muss das alles aushalten. Das gewährleistet auf 
der Basis von polymeren Werkstoffen im Wesentlichen die Fluor-Chemie, also das 
Fluorpolymer.

Aus diesen Bereichen – das gilt für eine Vielzahl von Bereichen in Industrieunter-
nehmen – sind die Fluorpolymere nicht wegzudenken. Deswegen bin ich relativ op-
timistisch – ich hoffe, es ist kein Galgenoptimismus –, dass die Fluorpolymere aus-
genommen werden, weil die standardchemische Produktion ohne Fluorpolymere 
als Beschichtung bzw. Auskleidung, aber insbesondere in vielen Dichtbereichen so 
nicht mehr möglich wäre.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Langhammer, bitte.

SV Dr. Bernhard Langhammer (ChemDelta Bavaria): Ich würde noch zwei An-
wendungen ergänzen. Herr Steppich, Sie haben die chemische Stabilität ange-
sprochen. Es gibt zwei weitere Aspekte, die Ihnen klar sein sollten:

Sie alle wollen 5-G-Netze in Deutschland installieren. Das Verrückte ist, dass Sie 
die die 5-G-Antennen – Sie müssen sie vor Umwelteinflüssen schützen – mit einer 
Kunststoffhülle versehen müssen. Das 5-G-Signal ist aber schon ein so verdichte-
tes elektrisches Signal, dass Sie es durch keinen anderen Kunststoff unproblema-
tisch, das heißt ohne Störung, durchbekommen als durch Fluorpolymere. Auch die 
5-G-Technologie kann also ohne Fluorpolymere überhaupt nicht installiert werden.
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Ein letztes Beispiel betrifft die Halbleitertechnologie. Neben der chemischen Be-
ständigkeit – es wird mit Flusssäure und anderen sehr aggressiven Medien gear-
beitet – gibt es einen weiteren sehr wichtigen Grund für den Einsatz von Fluorpoly-
meren in der Halbleiterherstellung: Diese sind der einzige Kunststoff, der nahezu 
fremdatomfrei hergestellt werden kann. Es sind nicht nur die Anforderungen in 
Bezug auf Reinstsilizium zu beachten, sondern auch die Umgebungen müssen 
sauber sein. Es nützt Ihnen nichts, einen Versuch mit einem Kristall zu machen, 
der ganz sauber ist, wenn Sie in den anderen Stoffen so viel Dreck haben, dass 
Sie die gewünschten Eigenschaften wieder zerstören.

PTFE ist einer der Kunststoffe, der diese Technologie überhaupt erst ermöglicht 
hat. Auch ich glaube: Aus der Chemie heraus werden wir keinen Ersatz finden kön-
nen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Dann Herr Waniczek, bitte.

SV Dipl.-Ing. Dr. Helmut Waniczek: Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte 
auf die Frage, ob man mit Solar- und Windstrom Chemieanlagen betreiben kann, 
eine Antwort geben. Zu meiner Zeit, als ich noch Produktionsleiter war, gab es die 
Frage der "netzdienlichen Produktion" nicht; damals wurden Anlagen gebaut, um 
sie mit 90 oder 95 % auszulasten. Das hat auch seinen Sinn.

Die Kosten von Chemieprodukten resultieren aus fixen und aus variablen Kosten. 
Wenn Sie eine Anlage abstellen und sie einige Zeit nichts produziert, dann steigen 
die Fixkosten der Produkte, die Sie danach herstellen werden. Das wird also eine 
Verteuerung mit sich bringen.

Dann gibt es die variablen Kosten. Stellen Sie sich eine Wasserstoffelektrolyse vor 
– das ist der Prozess, der heute am meisten interessiert –: Sie produzieren den 
Wasserstoff durch eine Hochtemperaturelektrolyse und kühlen ihn danach auf 
minus 260 Grad herunter. Wenn Sie die Anlage nun abstellen, dann müssen Sie in 
der Elektrolyse die 300 Grad und bei der Kühlung des Wasserstoffs die minus 
250 Grad weiter erhalten. Das führt zu variablen Kosten, zu Energiekosten. Und 
Sie produzieren in dieser Zeit nichts! – Das sind die Auswirkungen auf die Kosten.

Dann gibt es noch erhebliche Auswirkungen auf die Instandhaltung, weil die Anla-
gen nicht dafür gebaut worden sind, dass Sie an- und abgefahren werden. Das ist 
ein komplizierter Prozess, den man möglichst vermeiden möchte. Das stresst die 
Anlage, führt zu erhöhten Instandhaltungskosten und reduziert ihre Lebensdauer.

Insgesamt sind das extrem negative Auswirkungen. Das ist nicht nur bei der Her-
stellung von Wasserstoff, sondern bei allen chemischen Produktionsprozessen so.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Wer möchte der Nächste sein? 
– Herr Dr. Geres, bitte.

SV Dr. Roland Geres (FutureCamp): Ich hoffe, es ist nicht das letzte Thema, das 
wir besprechen; denn ich wollte zu dem Thema CBAM noch etwas sagen. Es steht 
auch nicht unter dem Verdacht, allzu leicht zugänglich zu sein.

Ich gebe gern zu: Es ist nicht mein Lieblingsinstrument. Für die Chemieindustrie 
stellt sich die Situation im Moment so dar, dass sie noch nicht sehr umfangreich 
betroffen ist. Ammoniak und Wasserstoff sind die Produkte der Chemieindustrie, 
die schon in dem Katalog enthalten sind.

Es geht aber weiter: Wenn Sie etwas bauen wollen und sich dazu Stahl oder Ble-
che aus dem Ausland bestellen, dann sind Sie plötzlich auch dabei, unter Umstän-
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den auch mit kleinen Mengen; das können Schrauben sein. Der Verwaltungsauf-
wand ist erheblich.

Es gibt natürlich auch CO2-Kosten. Herr Hartmann, Sie haben völlig zu Recht dar-
auf hingewiesen, dass für Exporteure die Kostenbelastung nicht sinkt. Dazu würde 
ich allerdings sagen: Das Problem ist erkannt. Das Thema findet sich nicht nur in 
Positionspapieren einzelner Parteien, auch der CDU/CSU, wieder, sondern es wird 
auch bereits im BMWK bearbeitet. Das ist ein Punkt, der, so glaube ich, auch in 
Brüssel angekommen ist. Auch wenn es schwierig ist, so ist es doch wichtig, dran-
zubleiben, und zwar von allen Ebenen aus. Auch das Land kann etwas tun, zum 
Beispiel mit Stellungnahmen in Brüssel. Natürlich sind insoweit auch die Industrie-
verbände gefordert. Ich habe jedenfalls meine generelle Ansicht zu diesem Instru-
ment schon durchscheinen lassen.

Wir dürfen aber nicht übersehen, dass es, nach außen gerichtet, schon eine gewis-
se Wirkung hat. Es führt nämlich dazu, dass in den exportierenden Ländern der 
Anreiz, CO2-Preise selbst einzuführen, plötzlich höher ist, und zwar aus einem 
ganz simplen Beweggrund: Wir wollen nicht, dass die EU die Einnahmen erzielt, 
sondern wir behalten sie lieber bei uns selbst. – Gestern war ich mit Vertretern 
eines solchen Landes zusammen; das wurde explizit als Motivation genannt.

Das löst die Probleme nicht, und ich will es auch nicht verharmlosen. Es gibt uns 
aber einen Hinweis, dass sich das im Laufe der Zeit vielleicht verschärft. Um auch 
das einmal zu sagen: Branchen, die davon weit, weit härter betroffen sind, sind die 
Stahlindustrie und die gesamte Automobilzulieferkette.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Dr. Zumbusch, Sie sind der 
Nächste.

SV Dr. Peter von Zumbusch (Wacker Chemie AG): Zu den Auswirkungen des 
Lieferkettengesetzes: Es erschwert tatsächlich unsere globalen Geschäftstätigkei-
ten und bedeutet eine relativ hohe Belastung.

Noch eine Bemerkung zu Wind und Solar: Es ist immer irreführend, wenn man so-
zusagen den direkten Bezug zwischen einer Anlage und einem Herstellpark her-
stellt. Wir arbeiten in Länder mit sehr energieintensiven Anlagen, die weitgehend 
nachhaltig funktionieren; Norwegen ist ein Beispiel. Natürlich kann man Stromsys-
teme so aufbauen, dass sie mit Wind, Sonne und Wasser gut funktionieren. Das ist 
in Norwegen der Fall.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Ich schaue noch einmal in die 
Runde. – Herr Dr. Hartmann, bitte.

SV Dr. Sven Hartmann (Alzchem Group): Das Thema CBAM ist derzeit ein 
Schwerpunkt, aber nicht nur in der Chemieindustrie, wobei in Brüssel gerade Dis-
kussionen am Laufen sind, eine Ausweitung auf organische Chemikalien vorzu-
nehmen. Da wird es schon relativ komplex und noch schwieriger; aber das muss 
jetzt nicht das Thema sein.

Ich möchte noch etwas zu der Frage nach den Unterschieden zwischen den USA 
und Deutschland bzw. Europa sagen. Wir sind bisher nur in Deutschland und mit 
einem Standort in Schweden aktiv. Wir prüfen derzeit aber, ob wir uns auch in den 
USA ein zweites Standbein aufbauen.

Aus meiner Sicht sind zwei grundsätzlich unterschiedliche Herangehensweisen an 
Regulierung erkennbar. Es ist ja nicht so, dass es in den USA oder in anderen Län-
dern keine Regulierungssysteme gäbe, sowohl was Standortproduktionsthemen 
angeht als auch die Produktregulierung. Ein Problem in Europa ist, dass man hier 
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oft erst einmal die Risiken in den Vordergrund stellt, gerade bei der geplanten Ein-
führung von Neuerungen. Insoweit müssen wir uns auf jeden Fall neu orientieren.

Das erleben wir auch selbst. Zunächst einmal wird gefragt, welche Gefahren damit 
verbunden sind, und etwaige Vorteile werden ausgeblendet. Auch die Abwägung 
ist hier oft sehr unausgewogen. In anderen Ländern dagegen – das gilt nicht nur 
für die USA, sondern auch für Australien, Neuseeland und Kanada – geht man oft 
viel pragmatischer an Dinge heran. Dort ist man bereit, Risiken zu akzeptieren, 
wenn die positiven Aspekte von Produkten auf der Hand liegen. Insoweit ist Euro-
pa schon ein bisschen auf dem Holzweg. Hier wird der Sicherheitsgedanke sehr 
stark in den Vordergrund gestellt, ohne die möglichen positiven Auswirkungen aus-
reichend zu berücksichtigen.

Vorsitzende Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Danke schön. – Damit sind alle 
Fragen beantwortet. Jeder hat ausführlich Stellung genommen, auch jenseits des-
sen, was in den Stellungnahmen steht. Es ist sicherlich okay, wenn wir jetzt ein 
Häkchen dahinter setzen. Wir sind eine halbe Stunde früher als geplant fertig; dar-
über beschwert sich sicherlich niemand.

Ich möchte an dieser Stelle ganz herzlich Dank sagen, dass Sie Ihre Expertise zur 
Verfügung gestellt haben. Was wir mitnehmen, ist: Energie! Energie! Energie! Das 
ist das Thema. Mehr Pragmatismus – das haben wir sicherlich auch alle verstan-
den. Die Teilbereiche Wasserstoff, Kohlenstoff und Kreislaufwirtschaft sind große 
Themen, die weiterhin bearbeitet werden müssen. Der Umgang mit PFAS ist als 
Problembereich erkannt worden; wir hoffen, dass die EU-Kommission ein Einsehen 
hat. Ein großes Thema ist nach wie vor der Bürokratieabbau. Dafür tun wir alle in 
unseren Bereichen unser Bestes. "Ein Gesetz rein, zwei raus" ist zwar leicht ge-
sagt, aber in der Realität nicht so leicht umzusetzen; auch das muss man ehrlich 
sagen. Wir alle werden aber unser Bestes geben und weiterhin konstruktiv arbei-
ten.

Ich danke Ihnen nochmals.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 13:23 Uhr)
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